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Am 8. Februar 2009 stimmten
wir über die Weiterführung der
Personenfreizügigkeit und über
deren Ausdehnung auf Rumänien
und Bulgarien ab. Einmal mehr
wurde das Volk «weichgeklopft».
Nur zu gut erinnern wir uns an die
Fernsehdiskussionen in der
ARENA, Aussagen im Radio und
sogenannte «Feststellungen» im
Bundesbüchlein (im Lugibüch -
lein), wonach der Zustrom von
Ausländern stark abgenommen
habe.
Es wurden uns sogar Zahlen prä-
sentiert, die das belegen sollten.

Bei den Stimm-
bürgerinnen
und Stimmbür-
gern kam der
Eindruck auf,
dass die Einwan-
derung aufgrund
der Personen-
freizügigkeit mit
der EU eine
 Erfolgsstory sei.
Das hat vor al-
lem dazu beige-
tragen, dass das
Volk schliesslich
zustimmte.

Frau Bundes-
rätin Widmer-
Schlumpf legte
dar, dass die Ein-
wanderung von
Deutschen abge-
nommen habe.
Tatsächlich sind
in den Monaten
Oktober 2008
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bis Januar 2009 einige Deutsche
weniger ins Land geströmt, aber
immer noch bedeutend mehr als
im Vorjahr. Die Bundesrätin hat al-
so ein perfides taktisches Spiel-
chen betrieben, um der Bevölke-
rung Sand in die Augen zu streuen.

Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf hat uns angelogen!

Der Bundesrat hatte in diesem Ab-
stimmungskampf vor allem die
Bundesrätinnen vorgeschickt, weil
er wohl meinte, dass diese besser
punkten könnten bei der Bevölke-
rung als etwa ein unbeliebter Pas-
cal Couchepin oder ein lahmer
Hans-Rudolf Merz. Bundesrätin
Doris Leuthard redete damals in
den Medien auch tatsächlich von
Schutzklauseln, Übergangsfristen
und flankierenden Massnahmen,
welche verhindern, dass unser
Land immer stärkerer Einwande-
rung ausgesetzt sei. Das Volk
glaubte dies und stimmte zu. In Tat
und Wahrheit hätte Bundesrätin
Doris Leuthard nie den Mut, ge-
genüber der EU einen vorläufigen
Einwanderungsstopp zu erlassen.

Bundesrätin Doris Leuthard hat
uns nicht die Wahrheit gesagt!

Der Meister der falschen Rhetorik,
Bundesrat Pascal Couchepin,
sprach vom wirtschaftlichen Wun-
der, das unser Land dank der EU-
Einwanderung erleben werde. Wir
erinnern uns, Couchepin war
früher als Nationalrat für den EU-
Beitritt und ist es noch heute – er
getraut es sich nur nicht mehr
 offen zu sagen. Seine ganze Politik
ist aber auf den EU-Beitritt ausge-
legt! 

Bundesrat Pascal Couchepin 
hat uns betrogen!

Der Bundesrat handelte im Ab-
stimmungskampf zur Personen-

freizügigkeit solidarisch. Kaum ge-
nesen, liess sich auch Bundesrat
Hans-Rudolf Merz vernehmen,
dass wir aus staats- und finanzpoli-
tischen Gründen den freien Perso-
nenverkehr mit der EU unbedingt
benötigen. Dies bringe uns mehr
Steuereinnahmen, von denen wir
profitieren könnten. Gegenstim-
men, wonach wir in eine immer
tiefere Rezession hineinschlittern
und uns dies sehr viele EU-Ar-
beitslose bescheren würde, schlug
er in den Wind. Er liess – wie sei-
ne anderen Bundesratskollegen
auch – das Argument nicht gelten,
dass diese EU-Arbeitslosen zuneh-
mend unsere Arbeitslosenkasse
belasten und eine Konkurrenz für
uns Einheimischen würden.

Bundesrat Hans-Rudolf Merz 
hat uns hintergangen! 

Und Bundesrätin Micheline Cal-
my-Rey drohte den Stimmbürge-
rinnen und Stimmbürgern unver-
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hohlen, dass alle EU-Verträge
ungültig würden, wenn sie Nein
stimmten. Der freie Grenzübertritt
sei gefährdet und x weitere Blabla-
blas folgten aus ihrem Mund. Sie
war sich auch nicht zu schade, um

Bilderberger und Israel-Lobby:
Wem dient diese SVP?

Als unsere Zeitungsredaktion vor wenigen Tagen eine Gästeliste des
diesjährigen internationalen Bilderberger-Kongresses in Athen er-
hielt, trauten wir unseren Augen nicht, stand doch da der Name
Christoph Blochers auf der Teilnehmerliste. Ausgerechnet Christoph
Blocher als Gast bei diesem kosmopoliten Geheimbund? Wir glaubten
es nicht. Mittlerweilen bestätigte sich jedoch die Teilnahme unseres
früheren Justizministers am diesjährigen Bilderberger-Treffen. 
Dass hierzulande jedoch kaum ein Medium über dieses Geheimtreffen
und insbesondere über die Teilnahme unseres früheren Bundesrates
berichtet, erstaunt kaum, stand doch auch der Name des einflussrei-
chen Ringier-Verlegers Michael Ringier auf der uns zugestellten Gäs -
teliste. «Gleiche Brüder – gleiche Kappen» ist man versucht auszuru-
fen! In das gleiche Kapitel geht die kürzliche Gründung der parlamen-
tarischen Gruppe Schweiz – Israel. Von den 45 Mitgliedern der Pro
 Israel-Lobby-Organisation gehören nicht weniger als 36 (!)der SVP an,
darunter auch der aktuelle Bundesrat Ueli Maurer. «Welchen Herrn
dient diese SVP?», fragt sich der «Schweizer Demokrat» und erlaubt
sich, in dieser Ausgabe auch dieser Frage eingehend nachzugehen.

Die Redaktion

Rudolf Keller,
e. Nationalrat,
 Frenkendorf



 immer wieder darauf hinzuweisen,
dass es Einwanderungs-Schutz-
klauseln gibt, die man anrufen
kann, wenn es eine grössere Ein-
wanderung geben sollte. Aber sie
denkt natürlich nicht im Traum
daran, diese Schutzklausel auch
wirklich anzuwenden. Nun, da ein
Bundesamt diese Schutzklausel
verlangt, ist sie selbstverständlich
dagegen.

Bundesrätin Michelin Calmy-Rey
hat uns in die Irre geführt!

Bundesrat Moritz Leuenberger hat
die Angst geschürt, dass das Ver-
kehrsabkommen dahinfallen wür-
de, falls das Volk die Dreistigkeit
hätte, die beiden Vorlagen abzuleh-
nen. Die beiden Vorlagen wurden
ja gar noch hinterrücks und gegen
alle vorgängigen Versprechen in
 eine einzige Vorlage verpackt.
Bundesrat Moritz Leuenberger
sprach auch davon, dass es positiv
sei, wenn vermehrt Deutsche zu
uns kämen, da uns diese sprachlich
und kulturell recht nahe stünden. 

Bundesrat Moritz Leuenberger 
hat uns falsch informiert!

Der einzige Bundesrat, der uns
nicht belogen hat, war Ueli Maurer
– im Februar 2009 auch erst etwas
mehr als einen Monat im Amt!
Alle Bundesräte haben im Abstim-
mungskampf gewusst, dass mehr
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Arbeitskräfte in unser Land strö-
men als dies verkraftbar ist. Die
Bundesräte kannten natürlich die
genauen Zahlen. Sie verdrehten
diese nach ihrem Gusto, um so
Abstimmungswerbung zu ma-
chen. Die vielen Bedenken und
Mahnungen der Gegner blieben
auf der Strecke – wurden medial
«niedergeknüppelt»!

Die Zahl der Arbeitslosen steigt
auch in unserem Land. Auch im-
mer mehr EU-Ausländer und sons -
tige Ausländer werden arbeitslos.
Eigentlich sollten wir den Mut ha-
ben und sie nach Hause schicken!
Unsere Arbeitslosenkasse geht dar-
an zugrunde. Schon bald werden
deswegen die Lohnabzüge aller
 Arbeitnehmenden für die Arbeits-
losenkasse erhöht werden. Unser
Volk wird also diese Zeche teuer
bezahlen müssen.

Und noch immer wandern mehr
EU-Ausländer ein als in den
Vorjahrespe rioden. Was ist denn
die Voraus setzung, um die Schutz-
klausel anzuwenden?

Die Anzahl der ausgestellten
 Bewilligungen muss in einem
bestimmten Jahr um mindes -
tens zehn Prozent über dem
Durchschnitt der vorangegan-
genen drei Jahre liegen. Die neu
eingeführten Kontingente müs-
sen dabei mindestens fünf Pro-
zent höher sein als die Bewilli-
gungen im Mittel der drei Jahre
zuvor.

Das tönt kompliziert, faktisch wä-
re dies aber ein Einwanderungs-
stopp, den wir Schweizer Demo-
kraten begrüssen würden. Diese
Schutzklausel könnte die Schweiz
aber längstens bis Mitte 2014 ein-
setzen. Danach gibt es wieder eine
freie Einwanderung aus den 15 al-
ten EU-Staaten, Malta und Zypern.
Also gar viel bringt es nicht, aber
immerhin eine kurzfristige Entlas -
tung.

Und jetzt beginnt das Kesseltrei-
ben in den Medien. Es darf vermu-
tet werden, dass die Abklärungen
zur Anwendung der EU-Schutz-
klausel nicht an die Öffentlichkeit
hätten dringen dürfen. Eine be-
wusste Indiskretion? Oder gar ein
bewusstes Polit-Manöver der Re-
gierenden, um nachher besser
 dazustehen und die Hände in Un-
schuld zu waschen?
Bereits protestieren Parteien und
Verbände gegen die Anrufung die-
ser Klausel. Und das Tüpfchen auf

dem «i» sind
Sprecher der EU,
welche sich dar -
über empören,
dass man es in der
Schweiz wagt, so
 etwas Frevelhaf-
tes überhaupt zu
diskutieren. Be-
reits drohte in
 bewährter EU-
Manier (wie vor
jeder EU-Abstim-
mung auch) der
EU-Generaldirek-
tor für Aussen -

beziehungen, Eneko Landaburu,
dass die Einführung von Einwan-
derungskontingenten einen nega-
tiven Einfluss auf die Beziehungen
EU – Schweiz hätten. Da fragen wir
uns, wozu man denn diese Klausel
in den Vertrag aufgenommen hat?

Der Bundesrat hat inzwischen,
 obwohl alle Fakten auf dem Tisch
liegen, einmal mehr gegen die
schweizerischen Arbeitnehmer
entschieden. Vor wenigen Tagen
lehnte er die Anwendung der
Schutzklausel ab!

Wir Schweizer Demokraten for-
dern einen sofortigen Einwande-
rungsstopp – die Einwanderung
und ihre Folgen werden jeden Tag
unerträg licher für  unser Volk.
Wenn es so weitergeht, werden
wir unser Land in einigen Jahren
nicht mehr  wieder erkennen –
dann sind wir Fremde im eigenen
Land!

Rohrkrepierer flankierende Massnahmen
Wir mögen uns noch gut an die
Volksabstimmung über den freien
Personenverkehr erinnern. Die
Bundesräte und die Parteien von
links bis rechts haben uns vor vier
Monaten versprochen, dass dank
den sogenannt flankierenden
 Mass nahmen das Lohnniveau in
unserem Land gesichert werden
könnte. Diese sogenannten flan-
kierenden Massnahmen, welche
per Gesetz verhindern sollen, dass
EU-Ausländer zu Niedrigstlöhnen
in unser Land arbeiten kommen,
 werden von den Arbeitgebern nach
Strich und Faden umgangen.
Schon während dem Abstim-
mungskampf haben wir anhand
von vielen Beispielen belegt, dass
gegen dieses Gesetz serienweise
verstossen wird. Sowohl die Ge-
werkschaften als auch die Arbeit -
geber haben dies aber vom Tisch
 gewischt.
Alles sei gut, es laufe doch prima!

Die Rechnung ist ganz einfach: Je
mehr Ausländer zu Kleinstlöhnen
in unserem Land arbeiten, umso
mehr Billigstkonkurrenz hat unser
einheimisches Gewerbe. Leidtra-
gende sind unsere einheimischen
Angestellten, deren Löhne als Fol-
ge dieses Lohndruckes ebenfalls
fallen. Sehr oft ist es so, dass ein-
heimischen Firmen wegen diesen
Tiefstlöhnen Aufträge entgehen.

Denn es ist klar, uns Einheimische
muss man zum hiesigen Lohnni-
veau bezahlen.
Dass wir mit unseren Einwänden
vollumfänglich recht hatten, zeigt
sich einmal mehr eindrücklich an-
hand der Zahlen, welche die Basler
Baustellenkontrolle ermittelt hat.
Bei Baustellenkontrollen hat man
905 ausländische Arbeiter kontrol-
liert. Die Quote der Verstösse ge-
gen das Schweizer Gesetz stieg
von rund 39% im Jahr 2007 auf
52% im Jahr 2008. Es wurden
Dinge aufgedeckt wie: Mickrigste
12-Franken-Stundenlöhne, Umge-
hung der Sozialabgaben, unkor-
rekte 13. Monatslöhne, zu lange
Arbeitszeiten, unterlassene Mel-
dungen ans Arbeitsamt, unsaubere
Spesenregelungen, falsch ausge-
füllte Stundenrapporte usw.
Dem Gewerkschaftsboss Paul
Rechsteiner sei ins Stammbuch
geschrieben, dass seine hoch-

wohlgelobten Schutzmassnahmen
wenig nützen und eher Papier tiger
sind. Den Arbeitgebern sei ins
Stammbuch geschrieben, dass
unsere einheimischen Firmen bei
solch tiefen Löhnen nicht mithal-
ten können. Das schadet unserem
Gewerbe massiv.

Deshalb ein grosses PFUI all den
Politisierenden, welche am 8. Fe-
bruar 2009 für diesen freien Perso-
nenverkehr mit all seinen nega -
tiven Auswirkungen für unsere
 Arbeitnehmerschaft gestimmt ha-
ben. Und viele Gewerbler sind wohl
einmal mehr auf diese Schalmei-
enklänge hereingefallen. Sie haben
sich damit einen Bärendienst er-
wiesen! Das einheimische Gewer-
be leidet und blutet immer mehr.
Und auch in dieser Frage gilt: Wir
wurden vom Bundesrat angelogen!

SD-Redaktion
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«Der Blick zurück und der Blick
nach vorne», ist das Motto des 100-
Jahre-Jubiläums von Pro Natura.
Das Tier des Jahres zum Jubiläum
war das erste Wappentier des
Schweizerischen Bunds für Natur-
schutz – heute Pro Natura –, und
seine Rückkehr ist heute und in
Zukunft eine der grössten arten-
schützerischen Herausforderun-
gen der Schweiz.
Der Bär ist nach wie vor eine ge-
fährdete Art und deswegen europa-
weit geschützt. Für die natürliche
Verbreitung des Bären in Europa
trägt die Schweiz eine besondere
Verantwortung. Der Alpenbogen
ist eines der wichtigsten Bärenge-
biete in Europa, und die Schweiz
liegt mittendrin. Bären gehörten
jahrhundertelang zur hiesigen
Kultur. Zahlreiche Flur- und Orts-
namen sowie -wappen zeugen von
der langen Kulturgeschichte des
Bären in der Schweiz. Ganz zu
schweigen von den Hunderten
Gasthäusern quer durch die
Schweiz, die den «Bären» stolz als
Namen tragen. Nur die Gesell-
schaft hat in den rund 100 «bärlo-
sen» Jahren verlernt, mit wilden

Tieren ihr Territorium zu teilen.
Pro Natura macht mit der Wahl des
Bären die Menschen auf die Be-
dürfnisse und das richtige Verhal-
ten gegenüber wilden Tieren auf-
merksam, allen voran dem Bären.
Und zielt auf mehr Sicherheit für
die Menschen und breitere Akzep-
tanz des Bären durch besseres Wis-
sen.
Im Sommer 2005 schlug die Rück-
kehr des Mythen umwobenen
Grossraubtiers hohe Wellen. Die
Streifzüge von JJ2 zogen die ganze
Schweiz in seinen Bann. Vom
Jungbären fehlt seither jede Spur.
Ähnlich turbulent verlief der Ver-
such von JJ3, in den Schweizer
Bergen Fuss zu fassen: Präventiv
liessen die Bündner Jagdbehörden
und das Bundesamt für Umwelt
den Bären zum Schutz der einhei-
mischen Bevölkerung töten. Bei
richtigem Verhalten besteht für
den Menschen allerdings kaum
 Gefahr. Deswegen setzt sich Pro
Natura für die Sensibilisierung der
Bevölkerung im Umgang mit dem
Bären ein; für ein konfliktarmes
Nebeneinander von Bär und
Mensch! Pro Natura

Der Braunbär,
Tier des Jahres 2009!

pro Jahr 2 Mrd. kWh mehr Ener-
gie, davon 2/3 als Erdöl (Heizöl,
Benzin). Dies bedeutet eine erhöh-
te CO2-Belastung. Die Verspre-
chungen am Klimagipfel können
so natürlich nicht eingehalten
werden. Die Zunahme von 25 000
Autos pro Jahr wird die Staumel-
dungen anschwellen lassen.
Die 50 000 Menschen erzeugen ei-
ne Mehrproduktion pro Jahr von
17 000 Tonnen Siedlungsabfall.
Natürlich nimmt auch der Sonder-
müll zu, und zwar um 7800 t.

Ecopop
PS: 2008 betrug die Zunahme 106 700
Personen.

Die Einwohnerzahl der Schweiz
hat in den letzten Jahren jeweils
um rund 50 000 Personen jährlich
zugenommen. Was bedeutet dies
für die Umwelt? Wie viel sind
50000 Einwohner mehr? Zum Ver-
gleich die Einwohnerzahl einiger
Städte: Fribourg 34 000, Schaff-
hausen 34 000, Biel 49 000.
Zunächst werden 2,2 Millionen m2

mehr Wohnfläche benötigt. Kein
Wunder, wird überall gebaut, was
das Zeug hält. Jede Sekunde wird 
1 m2 Land überbaut. Wir haben seit
1945 mehr Land zugepflastert als
alle Generationen vor uns!
Die 50 000 Personen beanspruchen

Was bedeuten
50 000 Einwohner mehr?

den die Ausnahmebestimmungen
noch mals präzisiert: Von der Kon-
tingentierung befreit werden kön-
nen demnach nur Zweitwohnungs-
projekte, die von «überwiegendem
volkswirtschaftlichem Interesse»
sind.

SDA

Im Oberengadin kann der Zweit-
wohnungsbau eingeschränkt wer-
den. Dreieinhalb Jahre nach der
Annahme einer Initiative zur Be-
grenzung von Bauvorhaben für
 Ferienzwecke hat die Bündner Re-
gierung den entsprechenden
Richt plan genehmigt. Dabei wur-

Gegen Ausverkauf des 
Oberengadins

hitzungen führen. Diese können
 eine Kernschmelze auslösen und
damit eine Katastrophe mit Folgen
– weit über die Schweizergrenzen
hinaus. Um dieser Gefahr zu begeg-
nen, wird der Mantel seit 1996 mit
vier grossen Klammern zusam-
mengehalten. Die Hauptabteilung
für die Sicherheit der Kernanlagen
(HSK) stellt diese Mängel zwar fest,
gewichtet jedoch die wirtschaftli-
chen Interessen der Betreiber
höher als die Gefährdung der Bevöl-
kerung. Die Bernischen Kraftwerke
verfügen über eine Betriebsbewilli-
gung bis zum Jahre 2012. Sie
möchten das AKW Mühleberg wei-
tere 20 Jahre betreiben, unbesehen
der Risiken. Klartext Energie

Die Risse im Kernmantel des Atom-
reaktors von Mühleberg haben ein
kritisches Ausmass erreicht. Des-
wegen verlangt die Gruppe «Fokus
Anti-Atom» in einem Brief an Ener-
gieminister Leuenberger die Stillle-
gung des AKWs. Die Risse, die seit
1990 bekannt sind, wachsen
schneller als prog nostiziert. Zwi-
schen 1999 und 2005 haben sich die
Risse in einer einzigen Schweiss -
naht um 1,1 Meter auf 2,5 Meter
verlängert. Ein Viertel der Naht ist
beschädigt. Die Risstiefe beträgt
bis zu 90% der Wandstärke. Der
Kernmantel umhüllt die Brenn-
und Steuerstäbe. Er ist für die Küh-
lung verantwortlich. Ein defekter
Kühlmantel kann zu lokalen Über-

Risse im AKW Mühleberg?

Quelle: Forum Raumentwicklung
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Die massive Einwanderung nach
dem Zweiten Weltkrieg war das Er-
gebnis eines euphorischen Wirt-
schaftswachstums (Hochkonjunk-
tur), welches einen massiven Zu-
zug von Arbeitskräften auslöste.
Die Immigration hält noch heute
an. Mehr Einwohner brauchen
mehr Nahrung (Kulturland), Roh-
stoffe, Energie, sowie Wohn-, Ar-
beits-, Verkehrs- und  Erholungs -
raum. Bevölkerungswachstum ver-
ursachte früher eine Ausdehnung
der kultivierten und besiedelten
Flächen auf Kosten der Wälder;
neuerdings führt es zur Überbau-
ung von Kulturland. Mit der Zu-
nahme der Einwohnerzahl neh-
men die Abfälle aus Stoffwechsel,
Haushalt, Gewerbe, Industrie, Ver-

kehr usw. zu. Das Wirtschafts-
wachstum liess unsere Wohnbevöl-
kerung durch Einwanderung an-
wachsen, und schon die Deckung
von Grundbedürfnissen der Immi-
granten erhöhte die Umweltbelas -
tung.
Nahm zwischen 1950 und 1985 die
Wohnbevölkerung der Schweiz um
40% zu – wuchs das reale Brutto-
sozialprodukt um 200%.
Der Energieverbauch nahm zwi-
schen 1950 und 1985 um 320% zu.
Der Personenwagenbestand hat
von rund 150 000 um 1950 auf 
3 Mio. zugenommen.
1960 fielen pro Kopf zirka 150 Kilo
Siedlungsabfälle an. Und heute?

Prof. P. A. Tschumi, Bern

Die Ecopop zum Umweltschutz

Ozeane sind keine akustische Welt,
sondern ein Reich der Töne und
Geräusche. Wale, Delfine, andere
Meeressäuger und Schildkröten
sind auf akustische Kommunika-
tion angewiesen – zur Orientie-
rung, zur Futtersuche, zur Paa-
rung oder zur sozialen Verständi-
gung untereinander. Der Lärm -
pegel steigt – wie wissenschaftliche
Messungen zeigen – im Schnitt je-
des Jahrzehnt um 3 bis 5 Dezibel
an. Die durch Menschen verur-
sachte Lärmkulisse im Meer über-
tönt die Natur zusehends. Die Tie-
re verlieren die Orientierung, sind
in ihrer Nahrungssuche behindert
und stehen unter permanentem
Stress, der sich auf ihr gesamtes
Verhalten auswirkt. Der Versuch,
dem Lärm auszuweichen, kostet
die gestressten Tiere zusätzliche
Energie. Dies ist umso schlimmer,
als die friedlichen Riesen der Ozea-
ne seit langem vom Aussterben be-
droht sind. Vom Atlantischen
Nordkaper beispielsweise (dieser

gehört zur Art der Glattwale, wel-
che nur im Nordatlantik vorkom-
men) gibt es weltweit nur noch
300 Tiere. Doch nebst der tödli-
chen Bedrohung durch Unterwas-
serlärm werden Wale nach wie vor
kommerziell gejagt, verenden als
Beifang in den Netzen der Indu-
striefischerei, leiden unter der im-
mer schlimmer werdenden Mee-
resverschmutzung und gehören zu
den ersten Opfern der Klimaerwär-
mung. Es muss daher alles daran-
gesetzt werden, den Bestand der
Wale zu erhalten. Denn: Jeder tote
Wal ist einer zu viel. Greenpeace
fordert deshalb, grosse Meeresge-
biete per sofort unter Schutz zu
stellen. Greenpeace

Auswirkungen von Lärm 
auf Wale und Delfine

Aqua Viva – aktiv wie noch nie!
Auszüge aus dem Jahresbericht des Präsidenten

AQUA VIVA beteiligte sich im Ko-
mitee gegen die Verbandsbe-
schwerderechts-Vorlage. Er ist der
Dachvervand von Vereinigungen
für See- und Uferschutz, Fischerei-
Verbänden und Kanuverband. De-
ren Mitglieder leisten vor Ort wert-
volle Arbeit. Geht es aber um Ver-
nehmlassungen, Vereinbarungen,
Einsprachen, so steht der hoch-
karätige Vorstand von AQUA VIVA
mit Rat und Tat bei und kann z.B.
Beschwerden bis vors Bundesge-
richt vertreten. Der Abstimmungs-
erfolg ermöglicht nun eine weiter
konstruktive Arbeit im Dienste der
Anliegen aller Mitgliedervereini-
gungen zum Schutz der Flüsse
und Seen. AQUA VIVA kann – nicht
zuletzt dank des Sekretärs und na-
tional anerkannten Juristen Tobias
Winzeler – viele Erfolge zur Be-
wahrung von Flora und Fauna im
Gewässerbereich aufweisen.
AQUA VIVA beteiligt sich auch an
der Landschaftsinitiative und im
Zusammenhang damit an der Ver-
nehmlassung zur Revision des
Raumplanungs-Gesetzes. Dies im
Wissen, dass Wasser die «Nährlö-
sung» von Landschaft und Natur
ist, und dass die Ressourcensiche-
rung des Wassers sowohl im Ober-
flächen- wie im Grundwasserbe-
reich essentiell wichtig ist und
natürlich auch einen unschätzba-
ren ökonomischen Wert darstellt.
Die Volksinitiative «Lebendiges
Wasser» scheint auf gutem Wege.
Der Gegenentwurf des Ständerates
nimmt verschiedene Anliegen der
Initianten auf. Positiv zu würdigen
sind insbesondere die neuen Be-
stimmungen zu Schwall und
Sunk, zum Geschiebehaushalt so-
wie zum Raumbedarf, der durch
die Kantone rechtsverbindlich fest-
zulegen ist. Negativ zu bewerten
ist hingegen die geplante Ab-
schwächung der Restwasserbe-
stimmungen sowie der Verzicht
auf die Einführung eines Antrags-
rechts von Fischerei- und Umwelt-
schutzorganisationen. Es bleibt

nun abzuwarten, wie der National-
rat sich zum Gegenentwurf ein-
stellt.

Kraftwerke und Renaturierungen
AQUA VIVA setzt sich seit mehr als
10 Jahren mit verschiedenen
schweizerischen und deutschen Fi-
scherei- und Naturschutzorganisa-
tionen für die Renaturierung des
Hochrheins ein. In diesem ambi-
tiösen Projekt, das neben der
 Gewährleistung der freien Fisch -
wanderung vor allem die Sanie-
rung des Geschiebehaushalts be-
zweckt, fallen demnächst wichtige
Zwischenentscheide. So erwarten
wir im ersten Halbjahr 2009 den
Baubewilligungsentscheid für das
Kraftwerk Eglisau, während in der
zweiten Jahreshälfte die Konzes -
sionsentscheide für das Hoch-
rheinkraftwerk Ryburg-Schwör-
stadt sowie für das Oberrheinkraft-
werk Kembs anstehen. In allen drei
Verfahren ist AQUA VIVA engagiert.
Gemäss den Aussagen der zustän-
digen bernischen Baudirektion soll
der Baubewilligungsentscheid für
das Aarekraftwerk Wynau, auf den
wir seit 1995 (!) warten, im Früh-
jahr 2010 eröffnet werden.
Mit grosser Sorge erfüllt uns die
Entwicklung im Bereich der Klein-
Wasserkraftwerke. Wegen der neu-
en kostendeckenden Einspeisever-
gütung des Bundes suchen neuer-
dings auch die grossen Kraftwerks-
gesellschaften fieberhaft nach
neuen Standorten. Bis Anfang Fe-
bruar 2009 wurden bereits 540 An-
träge eingereicht. Nach den gros-
sen Fliessgewässern sollen nun
auch noch die letzten frei fliessen-
den Bäche massiv beeinträchtigt
werden. AQUA VIVA wird sich in
Zukunft vermehrt dafür einsetzen,
dass die rund 1000 bereits beste-
henden Kleinkraftwerke, die zu
mehr als 80% die Vorschriften des
Gewässerschutzgesetzes in Bezug
auf Restwasser und Fischgängig-
keit nicht einhalten, endlich sa-
niert werden.

Bevölkerungsdichte
(Einwohner pro kma)
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Marokko-Müller
Aussenpolitisches Lehrstück über unsere «Guten Dienste»

Kolonien in Afrika
Ende des 18. Jahrhunderts war
Afrika weitgehend unter den Kolo-
nialmächten aufgeteilt, ausser
Abessinien und Marokko. Letzteres
mit für Christen verbotenen Städ-
ten «wo Christenschädel über den
Stadttoren an der unbarmherzig
heissen Sonne bleichen» (Frank
Buchser, Ritt ins dunkle Marokko,
1858). Die Araber hatte man nach
700 Jahren wieder aus Spanien
hinauskomplimentiert. Deren
einst hochstehende Kultur versank
in Nordafrika in Rückständigkeit.
Um 1906 wurde Marokko ein Zank-
apfel zwischen England, Frank-
reich, Spanien und Deutschem
Kaiserreich. Eine Konferenz in
 Algeciras sollte die Rechtlosigkeit
im Reich des Scherifen beenden.
Es sei eine Polizeitruppe unter ei-
nem Schweizer als «Generalin-
spektor» zu schaffen. Regent Ma-
rokkos war der 14-jährige Sultan.

Mit leeren Händen ins 
Niemandsland
Artillerie-Oberst Armin Müller,
Schulkommandant in Bière, fuhr

1907 mit einem spanischen Kano-
nenboot nach Tanger, vier Tagrei-
sen von der Hauptstadt Fez ent-
fernt, als Polizeichef ohne Polizei.
Das Hinterland befand sich in Auf-
ruhr gegen Europäer. Müllers Auf-
gabe war, eine Polizeitruppe von
2500 Mann aufzustellen, ausgerüs -
tet mit Gewehren, MG und Kano-
nen mit einem marokkanischen
Käid (Kommandant), 10 Imanen
(!), französischen und spanischen
Instruktoren. Eine übermenschli-
che Aufgabe, die im Bundesparla-
ment in Bern «durchgewinkt»
wurde.
Schon während seines ersten Hei-
maturlaubs kam es in Casablanca
zu Massakern an Europäern. Dar-
auf schossen Kriegsschiffe die
Stadt in Trümmer. Frankreich
schickte sich an, Marokko zu be-
setzen. Die Polizeitruppe trat in
den Hintergrund. Ohnehin war
jetzt der Balkan zum Brennpunkt
geworden.

Oberst Müller hielt durch
Er vermochte trotz offener Feind-
seligkeit in den Küstenstädten Po-
lizeianwärter zu rekrutieren, aus-
zurüsten und auszubilden. Seine
Rekruten, ungewohnt Schuhe zu
tragen, jeder mit seinen Essensge-
wohnheiten und täglicher Sold-
zahlung, da sie Geld unverzüglich
verprassten. 1908 überstürzten
sich kriegerische Ereignisse. Der
Sultan wurde durch seinen Bruder
gestürzt, das Land geriet unter
Frankreichs Protektorat, Schulden

Robert Berner,
e. Verfassungs-
rat,
Rheinfelden

gegenüber Paris, die Zoll-Einnah-
men für 75 Jahre an Frankreich
verpfändet. Die Mittlerrolle der
Schweiz stand von Anfang unter
einem schlechten Stern. Frank-
reich hatte die besseren Karten.
Schon 1911 sprach man von dem
vor der Tür stehenden Krieg zwi-
schen Deutschland und Frank-
reich. Die Schüsse von Sarajewo
waren später nur noch der Auslö-
ser. Die Akte von Algeciras
(7.4.1908), vor genau hundert Jah-
ren und die Beauftragung eines
Schweizer Obersten war «ein son-
derliches, kurioses Kapitel»
schweizerischer Aussenpolitik.
Bern habe sich mit einer «gewalti-
gen Portion Naivität ins marokka-

nische Abenteuer gestürzt», in
 einer Abfolge von Pannen, Pein-
lichkeiten, Behauptungen, Beleidi-
gungen, Versagen, Verleumdun-
gen». Oberst Müller blieb integer.
Er hat in aussichtsloser Lage sein
Möglichstes getan. Die Annahme
des Mandats sollte aber als Lehre
dienen.
Die «BUCHSI-ZITIG» schrieb weit
vorausschauend schon 1907:
Die Rede ist von Frieden.
Die Waffen liefert Krupp.

Konrad Stamm, Marokko-Müller,
ein Schweizer Oberst im Reich des
Sultans 1907–1911, Verlag NZZ
2008, ISBN 978-3-03823-456-2,
380 Seiten, gebunden, Fr. 48.–.

Frank Buchser, Abenteurer und Kunstmaler (1828–1890), bereiste
 verkleidet als Araber 1858 das verbotene Marokko (sein kühnstes und
gefährlichstes Unternehmen) und nahm 1860 auf der Seite der Spanier
am Rif-Krieg teil. Wo es ihm möglich war skizzierte er und schuf
 entsprechende Gemälde. Sein Werk ist Teil der Öffentlichen Kunst-
sammlung Basel.
(Im Bild: Militärparade auf den Mauern einer marokkanischen Stadt,
farbiges Gemälde 28,5 x 46 cm)

Vorankündigung

SD-1.-August-Feier
Auch in diesem Jahr führen die Schweizer 
Demokraten (SD) wieder eine traditionelle

1.-August-Bundesfeier durch. Diese findet am

Samstag, 1. August 2009, ab 10.30 Uhr
im Restaurant «Winkelried»

in Wettingen statt. 
Weitere Informationen und ein detailliertes 

Programm entnehmen Sie in der Juli-Ausgabe
unserer Parteizeitung!

Vier Generationen vereint auf dieser Foto: Unsere ehemalige SD-Vize-
präsidentin Lonny Flückiger (links) wurde soeben Ur-Grossmutter 
von Leo. Soll mal einer sagen, wir Schweizerinnen hätten keine Kinder!

www.schweizer-demokraten.ch

Buchbesprechung
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Mehr Menschen = mehr Probleme!
Arbeitslosigkeit, horrende Mieten,
Verkehrs-Staus, Öko-Kollaps: Vie-
le Probleme, eine Ursache. Das
Boot Schweiz ist voll! 

• Die Bevölkerung der Schweiz
wächst jedes Jahr um die Grös-
se der Stadt Luzern

• Parallel dazu steigen auch Miet-
preise, Arbeitslosigkeit und
 Kriminalität

• Ausschliesslich Einwanderer
sind für den Bevölkerungsan-
stieg verantwortlich

In der Tat leben in der Schweiz
mehr Menschen pro km2 zusam-
men als in manchen Entwick-
lungsländern. Und es werden jedes
Jahr mehr. Migranten sind die Ur-
sache, weshalb die Schweiz netto
jedes Jahr um die 60000 Personen
wächst. 
Menschen brauchen Energie, Was-
ser, Lebensmittel, Unterkunft, Bo-
den, Arbeit. Sobald diese Ressour-
cen knapper werden oder durch
mehr Personen geteilt werden
müssen, findet unweigerlich ein
Verdrängungskampf statt. Mal
mehr, mal weniger, je nachdem,
wie intelligent die Gesellschaft das
Zusammenleben regelt. Aber er fin-
det statt! Das Leben wird zwangs-
läufig jedes Jahr hektischer, teurer,
rücksichtsloser und schneller.
Es muss gebaut werden: Wohnun-
gen, Industrie, Strassen. Meist
geht das auf Kosten von Agrarland
und Natur. Die meisten Lebensmit-
tel müssen wir darum importieren.
Steigende Nachfrage verschlech-
tert das Angebot. Es gibt mehr Be-
werber um einen Arbeitsplatz oder
eine günstige Mietwohnung. Jene,
die diesem Konkurrenzdruck nicht
standhalten können, werden an
den Rand der Gesellschaft gescho-
ben. Viele neue unterschiedliche
Kulturen und Wertvorstellungen
entstehen, welche Forderungen
durchsetzen wie Minarette und
 muslimische Friedhöfe. Ehemalige
Chaoten sitzen gar im Nationalrat! 

1. Ökonomische Auswirkungen
Lassen wir die Zahlen aus der offi-
ziellen Statistik des Bundes spre-

chen. Bevölkerungszunahme zwi-
schen 1991 und 2006 = 616360
Personen! Der Landverbrauch für
Wohnungen und Industrie dafür
war enorm: 32668 Hektaren wert-
volles Agrarland wurden für immer
zubetoniert. Das macht unser
Land in Bezug auf Lebensmittel-
Importe noch mehr vom Ausland
abhängig und erpress bar. 

2. Ökologische Konsequenzen
Auch ökologisch gesehen ist eine
solche Bevölkerungsdichte eine
Katastrophe. Der Mensch benötigt
Platz, den er der Natur entzieht.
Viele Tierarten sterben aus, weil
 ihnen so der Lebensraum genom-
men wird. Manchmal jedoch er-
obert sich die Natur diesen zurück.
 Flüsse beispielsweise, die begradigt
wurden, um Land zu gewinnen,
überfluten die Siedlungen wieder.

3. Wohnungsnot, Armut,
 Kriminalität
Jeder von uns kämpft um seinen
Platz in der Gesellschaft, er
braucht Wohnraum, Arbeit und
andere Ressourcen. Um diesen Zu-
sammenhang noch mehr zu ver-
deutlichen, werden in folgender
Abbildung die  Daten von Bevölke-
rungswachstum, Mietpreisen, Ar-
beitslosigkeit und Kriminalität ge-
genübergestellt. Im entsprechen-
den Massstab dargestellt belegt
dies die eindeutige Tendenz. Sie
steigt überall, teilweise fast paral-
lel, nach oben! 

Da viel gebaut wurde, hat sich das
auf die Mietpreise relativ positiv
ausgewirkt. Ebenso werden ausge-
steuerte Personen nicht mehr als
Arbeitslose erfasst. Deshalb ist die
Statistik noch optimistisch darge-
stellt.

4. Schweiz bald mit neuer 
Staatsreligion?
Die Schweiz ist multikultureller
geworden. Viele von diesen Ein-
wanderern sind mittlerweile einge-
bürgert worden und gestalten so
unser Land neu. Im Kanton Lu-
zern sitzt der ehemalige Asylbe-

werber Lathran Suntaralingam
(SP) im Grossen Rat. In den Natio-
nalrat eingezogen ist zum Beispiel
auch der farbige Ricardo Lumengo
(SP/BE). Und diese wurden nicht
zuletzt von eingebürgerten Mi-
granten gewählt. Sie sind geprägt
durch eigene Wertevorstellungen,
welche nicht unbedingt helveti-
sche Wurzeln haben müssen. Das
zeigt sich beispielsweise bei Dop-
pelbürgern, die sich trotz Schwei-
zer Bürgerrecht nicht für unser
Land entscheiden wollen (so ge-
wisse Fussballer!).
Wenn politische Meinungen zu
sehr auseinandergehen, droht die
Blockade oder gar der Zusammen-

bruch (siehe Ex-Ju-
goslawien). Gerade
Einbürgerungen ha-
ben weit reichende

politische Konsequenzen. Das
Schweizer Bürgerrecht sollte des-
halb unbedingt auf politischem
Weg erteilt werden und darf zu
 keinem faktischen Verwaltungsakt
degradiert werden, wie es das Bun-
desgericht wünscht.
Wie verschieden die Glaubensan-
sichten in der Schweiz bereits sind,
erläutert eine Grafik der Volks -
zählung aus dem Jahr 2000. 

5. Einwanderung als Ursache
In den beiden nächsten Abbildun-
gen sehen wir eine Übersicht, wo-
durch der Bevölkerungszuwachs in

der Schweiz entsteht. Wir zählen
alle Ein- und Auswanderungsbewe-
gungen von Schweizern und Aus-
ländern sowie alle Geburten, To-
desfälle und berücksichtigen dabei
die Einbürgerungen.

(Siehe Statistiken Seite 7)

Gesamtzahlen der Wanderungs -
bewegungen 1991 bis 2006

Die Aussagen sind eindeutig: Seit
1991 sind ausschliesslich Migran-
ten für den Bevölkerungsanstieg
verantwortlich, währenddessen die
einheimische Bevölkerung sogar
zurückgeht. Dabei wäre genau ein

Bevölkerungsrückgang der Weg
um sehr viele Probleme in unse-
rem Land zu entschärfen.

6. Die Profiteure der Einwanderung
Die Bevölkerungszahl liesse sich
auf einfache Weise reduzieren, in-
dem die Einwanderung restriktiv
kontingentiert würde. Stattdessen
geschieht genau das Gegenteil
(z.B. EU-Personenfreizügigkeit).

Es gibt noch zu viele Mächtige, die
von der Einwanderung profitieren.
Die Wirtschaft erhofft sich billige
Arbeitskräfte. Und wenn diese
dann einmal hier leben und später
nicht mehr so billig sind, holt man
die Arbeitskräfte noch weiter ost-
wärts oder Richtung Afrika, damit
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die Abzocker in den oberen Etagen
die so gewonnenen Profite ein-
streichen können. Im Nationalrat
sitzen ihre Vertreter, so dass es so
bleibt!
Manchmal rufen die Wirtschafts-
vertreter aber auch nach höher
qualifizierten Arbeitskräften und
begründen so die Einwanderung.
Aus eigener Erfahrung weiss ich
aber, dass es in der Schweiz genug
talentierte Arbeitskräfte gibt. Sie
werden nur nicht gefördert, das ist
alles.
Auch die ganze Asylindustrie rund
um die Hilfswerke profitiert von
der Einwanderung. Jeder Einwan-
derer bedeutet Geldzuschüsse vom
Staat. Mit Spenden allein liesse
sich die Infrastruktur von Heimen,

Dolmetschern und Anwälten kaum
finanzieren. Auch diese «Indus -
trie» hat ihre Lobby in Bern.
Dann existiert immer noch die irri-
ge Meinung, man brauche junge
Einwanderer, um die AHV zu fi-
nanzieren. Aber auch Einwanderer
werden irgendwann mal alt und
müssen dann durch noch viel
mehr Einwanderer refinanziert
werden. Somit hätten wir ein
Schnellballsystem geschaffen, auf
Kosten der nächsten Generation!
Die Ursache des Finanzierungsde-
fizits der AHV ist die immer höhere
Lebenserwartung der Rentner, und
nicht weil es zu wenig junge Men-
schen gibt.

Markus Zimmermann-Tanner,
Fernsehelektroniker, Horw

Bereinigte Statistik zu den Ursachen des Bevölkerungsanstieges

Gesamtzahlen der Wanderungsbewegungen 1991 bis 2006

Korrigenda
zum Aufsatz «Was unsere Leser in Zeiten der Krise interessiert!» 
in «Schweizer Demokrat» Nr. 4/5 2009 – Seite 11
Irrtümlicherweise haben wir dort den Nominalwert einer National-
bank-Aktie mit Fr. 500.– angegeben. Das ist nicht richtig. Der Nomi-
nalwert dieser Aktien beträgt Fr. 250.–. Bei einem  aktuellen Börsen-
wert von zirka Fr. 950.– wird die Aktie mit Fr. 15.– p.a. verzinst. Das
sind  also rund 1,5% des derzeitigen Verkehrswertes.
Wer solche Aktien besitzt (erwirbt) muss dies also aus andern Gründen
als wegen des Ertrages tun.
Wir entschuldigen uns für unsere Fehlinformation und bitten um
Kenntnisnahme. Die Redaktion

Spendenbarometer
Liebe Mitglieder und Sympathisanten

In der vergangenen Ausgabe mussten
wir Sie leider darüber informieren, dass
in unserer Zentralkasse ein finanzielles
Loch von über 75000 Franken klafft.
Dank vieler kleiner und einiger grosser
Spenden konnte der Fehlbetrag Ende
Mai 2009 bereits auf 60000 Franken ver-
ringert werden. Damit sind wir aber wei-
terhin längst nicht über dem Berg. Wir
appellieren deshalb nochmals an Sie

– eine freiwillige Spende nach freiem
 Ermessen zu entrichten

– den Abonnementsbeitrag 2009 von 
Fr. 45.– zu begleichen (Stichwort: 
Abo 09) 

– ein Förderabonnement von Fr. 70.–
für das laufende Jahr zu finanzieren
(Stichwort: Förderabo 09)

– ein Geschenkabonnement von 
Fr. 45.– zu übernehmen

Um Portokosten zu sparen, legen wir dieser Ausgabe keinen Einzah-
lungsschein bei, bitten Sie aber, entweder den soeben mit besonderer
Post zugestellten SD-Einzahlungsschein zu verwenden oder aber uns
 eine wertvolle Gabe auf unsere SD-Zentralkasse 80-2270-0, Killwan-
gen, zukommen zu lassen. Ihre Spende – ob gross oder klein – ist äus-
serst willkommen und hilft uns, unseren Kampf für Volk und
Vaterland mit  etwas weniger Finanzsorgen weiterzuführen.

Mit freundeidgenössischem Gruss

Ueli Brasser Markus Borner Bernhard Hess
Gemeinderat Zürich e. Grossrat Basel e. Nationalrat BE
Zentralpräsident Vizezentralpräsident Zentralsekretär

Patriotismus hiess der sympathische Sieger an der Eishockey-WM 2009
in Bern und Kloten. Dies galt für alle teilnehmenden Nationen.

www.schweizer-
demokraten.ch

Aufgepasst !
Der «Schweizer Demokrat» gehört nach dem Lesen nicht ins Alt -
papier. Bitte die Zeitung an Freunde und Bekannte weitergeben oder 
an einem belebten Ort (Restaurant, Wartsaal, usw.) mit dem Zei-
tungsnamen nach oben liegen lassen... für den nächsten interessier-
ten Leser!

5000

15000

Ziel:
75000
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SD-Marktplatz
Suchen Sie etwas? (ein Handörge-
li oder eine/n Freund/in). Möchten
Sie etwas verkaufen, vermieten,
verschenken, tauschen usw? 
Rufen Sie uns an und teilen Sie
uns Ihr Anliegen mit. Oder schrei-
ben Sie uns per Briefpost /Post -
karte; noch besser per E-Mail. Der
zu veröffentlichende Text soll kurz

und aussagekräftig sein! Diese
Kleininserate erscheinen max. 2-
mal im «Schweizer Demokrat»
und sind für die SD-Familie gratis. 
Normalerweise wird im Kleininse-
rat für die Kontaktaufnahme die
Telefonnummer des/der Auftrag-
gebers/in abgedruckt. Aber andere
Kontaktmöglichkeiten sind auch

möglich (z.B. Postadresse, E-Mail). 
Bei ganz persönlichen Dingen ist
ein Chiffre-Inserat von Vorteil. In
diesem Fall bitte Ihrer Briefsen-
dung an uns Fr. 10.– (Note) beile-
gen. Wir leiten dann die eingegan-
genen Briefe an Sie weiter. Bitte
Ihre Postanschrift nicht vergessen.
Volle Diskretion zugesichert! 

Kontaktadresse: SD-Marktplatz,
Postfach 1531, 4001 Basel

Tel. 061 262 03 04, Fax 061 262 03 15
E-Mail: info@sd-marktplatz.ch

Inserateaufgabe auch direkt mög-
lich auf
www.schweizer-demokraten.ch

Wer sucht, der findet !
ZU VERKAUFEN:

Gartenwerkzeug, 10-teilig, sehr
guter Zustand, Fr. 50.– . 
Verschiedenes: 1 Kinder-Velo ab 2
Jahren, 1 Knaben-Velo ab 4 Jahren,
1 Touren-Velo, rot, alles in gutem
Zustand, zusammen Fr. 30.–. 
4 Stück Elektro-König-Grill und
Bratofen-Grill, 1 Nähmaschine «El-
na», im Koffer, 1 Kindervelositz
(neu), 1 Rasenmäher, nur zwei Be-
triebsstunden, 1 Rasentrimmer mit
Accu, fast neu, 1 Rasentrimmer,
elektrisch, 2 Vogelkäfige, Höhe 80
cm, Breite 58 cm, Tiefe 40 cm,
Zweiter etwas weniger hoch. 
Mehrere Küchengeräte wie Mixer
usw., neuwertig. Region Luzern.
Fridolin Luchsinger, Rubistrasse,
nähe Vitznauerhof, 6354 Vitznau, 
Telefon/Fax 041 397 01 88 

ZU VERKAUFEN/VERMIETEN:
Wohnwagen, 4 Schlafplätze – mit
Vorbau, winterisoliert, an schöns -
ter Lage am Lauerzersee, 2 Minu-
ten vom Strandbad. Guter Zustand.
Auch interessant für Marktfahrer.
Ferner suchen wir Interessenten
für Schlauchboot und Alu-Boot.
Region Luzern; Fridolin Luchsin-
ger, 6354 Vitznau, 
Telefon/Fax 041 397 01 88

GESUCHT:
Kaufe von Privat altes Spielzeug
vor 1970 (Eisenbahnen, Blechau-
tos, Flieger, Schiffe, Elastolinsolda-
ten, usw.). Auch alte Ansichtskar-
ten vor 1950 und alte Emaille-
schilder. Stadt Zürich.
Telefon 079 643 55 63

Gesucht – günstig oder gratis:
Fotos, Ansichtskarten, Prospekte,
mit Abbildungen von Menschen,
 Objekten, Gebäuden, Landschaften
usw. für den Abdruck im «Schwei-
zer Demokrat» (Bebilderung von
Artikeln). Kontaktadresse: 
SD-Sekretariat in Bern.
Telefon 031 974 20 10, 
Fax 031 974 20 11
schweizer-demokraten@bluewin.ch

ALLERLEI – NUOVO, NUOVO:
I Democratici Svizzeri sbarcano
in Ticino. Se sei interessato a
collaborare a questa interessante
iniziativa… scrivimi o telefo -
nami… aspetto una tua chiamata.
Riccardo Valsangiacomo,
cp 292, 6834 Morbio Inferiore,
ric.valsa@sunrise.ch,
Telefono 076 595 21 53

STELLENSUCHE:
Hausmann (46) und Papi, mit
Handelsdiplom und mehreren
 Jahren Erfahrung in der Pflege in
APH, sucht in Basel oder Um -
gebung  eine Teilzeitstelle (max.
40%, vorzugsweise morgens). 
Dies kann auch eine Tätigkeit aus-
serhalb der Pflege sein. Ab sofort
disponibel. Ich bin vielseitig,
 zuverlässig und gewissenhaft. 
Telefon 061 601 75 12
helfer.pfirter@hispeed.ch

CH/ZH, 52, suche Arbeit als 
Lagerist, Magaziner, Druckereiar-
beiter, Hilfsschreiner, Maschinist,
Wächter, Zeitungsverträger. 
Vollzeit oder Teilzeit möglich; 
Fr. 3000.– monatlich oder Fr. 20.–
pro Stunde. In der Probezeit nach 
Absprache.
Telefon 076 436 95 09

Gelernter, berufserfahrener
Schlosser, 51, sucht neues Wir-
kungsfeld in Basel oder Umgebung.
Auch als Monteur angenehm.
Telefon 079 446 83 45

DIENSTLEISTUNGEN:
Med. Fusspflege: 25-jährige Erfah-
rung, Öffnungszeit Montag bis
Freitag, durchgehend 9 bis 17 Uhr.
Verena Walser Gesundheitspraxis,
St. Alban-Talstr. 19, Tramhalt mit
3er St. Alban Tor, 4052 Basel, 
Telefon 061 312 70 40
www.kosmetik-walser.ch

BEKANNTSCHAFTEN:
Berner mit Bart, 184/84, 50plus,
sucht Schweizerin: 25–50, mit
Pepp und Humor; Freude am
 Leben; Reisen und Arbeit. 
Hobbies: Garten, Schwimmen,
Sauna. Freue mich auf Deinen
 Anruf. Region Bern. 
Telefon 078 814 51 23

REISEN/WANDERN/FREIZEIT:

Ich spiele Saxofon und suche
 Akkordeonistin zum gemein -
samen Üben und für kleine
 Auftritte. Bin Glarnerin. 
Es würde mich freuen, wenn sich
jemand meldet.
Natel 077 401 26 36

Lebe seit 1 Jahr im Tessin und
suche Gleichgesinnte zwecks
 Freizeitgestaltung. Ich, 44, m, 
mobil mit Auto und Töff.
Hobbies: Frische Luft, Velo/ 
Spazieren, Tauchen, Billard, Dart,
Motorrad-Touren, Wassersport. Ich
freue mich auf Euch, bis bald.
E-Mail: mac1claude@yahoo.de

SD-Pensionierte, die gerne 
wandern (ganze Schweiz).
Später eventuell Gründung einer
Wandergruppe. Wer macht mit? 
Aus der Region Berner-Oberland
Telefon 033 951 36 74

AUSSTELLUNGSHINWEIS:
Verdingkinder in der Schweiz
Im 19. und 20. Jahrhundert wurden
in der Schweiz hundertausende
Kinder fremdplatziert und viele da-
von verdingt. Diese wuchsen nicht
bei ihren Eltern auf und mussten
für ihren Lebensunterhalt bereits
im Kindesalter arbeiten.

Die Aktionsgemeinschaft www.ver -
dingkinder.ch und www.verding -
kin der reden.ch hat sich zum Ziel
gesetzt, dieses noch kaum berück-
sichtigte Stück Schweizer Ge-
schichte wissenschaftlich aufzuar-
beiten. Dies beinhaltet sowohl die
Sicht der Betroffenen – der ehema-
ligen Verdingkinder – als auch die
Sicht der Entscheidungsträger –
der Behörden und Eltern. 

Ab dem 26. März bis 27. Juni 2009
präsentiert der «Käfigturm» an der
Marktgasse 67 in Bern hierzu eine
sehr informative permanente Aus-
stellung. An mehreren Abenden
werden Diskussionen und Lesun-
gen, so z.B. mit Arthur Honegger,
Betroffener, Journalist, durchge-
führt.
Käfigturm: Ein Politforum des
Bundes, Tel. 031 322 70 07.

Bundesbern verwöhnt Ausländer in der Schweiz
und lässt Schweizer im Ausland im Stich

Ein Schweizer gründet in den USA eine Existenz. Plötzlich wird er 
von Wirtschaftskriminellen und korrupter Polizei bedroht, diffamiert, 
aus geplündert und in den Konkurs getrieben. Weder US-Instanzen
noch Schweizer Diplomaten gewähren ihm Rechtsschutz.
Gesundheitlich  angeschlagen und bankrott muss er am Ende das 
Land verlassen. Diese beeidigte, wahre Erzählung pointiert die bizarre 
Rechtsunsicherheit für Ausländer in Amerika.
Harry Burger, «Im Schatten der US-Mafia» – 164 Seiten, www.bod.de – ISBN 9783833436765

SD-Motorrad- und Cabrio-
Club Schweiz

Anmeldung Beiträge 2009
SD-MCC / Schweiz Aktiv Fr.   50.–
z.H. Roland Schöni Passiv Fr.   30.–
Postfach 108 Cabrio Fr.   50.–
3806 Bönigen
Mobil: 076 355 90 95
@-Post: r.schoeni@sunrise.ch SD-MCC

jsd-
nordwestschweiz.ch
Immer am 1. und 
3. Montag des Monats,
Stamm ab 20 Uhr
im Restaurant Rütli,
Gerber str. 2 in Liestal.
Wir sind alles Junge!
Auf unserem Tisch liegen
jeweils SD-Flyer.



ehemaligen DDR aus!» Auch der
Romand Michel Dupont, Pully,
schaffte die Wahl souverän, bei nur
einer Gegenstimme, wiederum
glanzvoll. Auch sämtliche übrigen
ZV-Mitglieder wurden wiederge-
wählt.
Die beiden Innerschweizer Karl
Arnold aus Unterägeri und Erwin
Lötscher aus Willisau wurden für
ihre jahrelange, überaus fleissige,
Unterschriftensammeltätigkeit
einstimmig zu SD-Ehrenmitglie-
dern ernannt.
Im Anschluss an den statutari-
schen Teil hielt der Präsident der
Jungen SD-Nordwestschweiz Mar-
co Schällmann einen erfrischen -
den Vortrag, der auch altgedienten
SD-Kämpfern wieder Mut machte,
weiterhin für Volk und  Vaterland
einzustehen.

Als Hauptreferent zog am Nach-
mittag das Vorstandsmitglied der
Vereinigung «ECO-POP» Markus
Zimmermann die Versammelten
seinen Bann. In seiner eindrückli-

chen Art referierte er zum Thema
«Tragfähigkeit der Erde?». Einmal
mehr wurde  allen anwesenden SD-
Delegierten in Erinnerung geru-
fen, dass Umweltschutz ohne Ein-
bezug der Bevölkerungsfrage
schlicht undenkbar ist.

Bernhard Hess, e. Nationalrat,
SD-Geschäftsführer
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Die Schweizer Demokraten (SD)
durften die diesjährige eidgenössi-
sche Delegiertenversammlung im
aargauischen Reinach, das seit
Jahrzehnten als SD-Hochburg gilt,
abhalten. Der «frischgebackene»
Reinacher SD-Grossrat (und Kan-
tonalpräsident) René Kunz eröff-
nete die DV und wies in seinem
Kurzreferat darauf hin, dass die SD
im Bezirk Kulm regelmässig und
problemlos bei Wahlen die 5-Pro-
zent-Hürde überschreitet. Als Er-
folgsmeldung durfte er insbeson-
dere auch auf den kürzlichen zwei-
fachen SD-Sitzgewinn im Aargauer
Grossen Rat hinweisen.

Anstelle des erkrankten Zentral-
präsidenten Ueli Brasser führte der
erste Vizepräsident Markus Borner
die Versammlung. Sein Jahresbe-
richt wurde mit viel Zustimmung
zur Kenntnis genommen, auch
wenn insbesondere der ehemalige
NA-Nationalrat Dr. Jean-Jacques
Hegg von der Parteileitung und
der Basis forderte, dass wieder ver-

mehrt ökologische Themen ins
Zentrum der SD-Politik rücken
sollten.

Anlässlich der Wahlen wurde der
amtierende Zentralpräsident, Ge-
meinderat Ueli Brasser, Zürich,
bei nur einer Gegenstimme glanz-
voll wiedergewählt. Bei der Wahl
des ersten Vizepräsidenten Markus
Borner, Basel, gab es sogar eine
100-prozentige Zustimmung, was
dieser mit einem humorvollen
Einwand kommentierte: «Diese
Ergebnisse fallen ja fast wie in der
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Die Schweizer Demokraten SD des
Kantons Aargau unterstützen das
vom Verkehrsclub der Schweiz
(VCS) lancierte Volksbegehren für
die Förderung des öffentlichen
 Verkehrs. Dieses Volksbegehren
findet bei den SD auch deshalb
 Unterstützung, weil gut die Hälfte
der Luftbelastung (Tendenz stei-
gend) dem Strassenverkehr zuge-
schrieben wird. Die Verkehrsdichte

Eidg. Volksinitiative «Für den öffentlichen Verkehr»

SD Aargau unterstützen
Volksbegehren

wird in den kommenden Jahren
ein dramatisches Ausmass – zum
Nachteil von Mensch, Landschaft
und Umwelt – annehmen. Um die-
sen Verkehrskollaps zu verhindern,
muss die nötige Infrastruktur für
die Förderung des öffentlichen
 Verkehrs so schnell als nur mög-
lich aufgegleist werden. 

SD Kanton Aargau,
René Kunz, Grossrat

Eigene Erlebnisse; in
Medien und Mails
von besorgten Bür-
gern; es ist eine Ka-
tastrophe was hier
passiert: Ausländer
in Raserunfall invol-
viert, Ausländer in
Schlägerei invol-
viert, Ausländer dro-
hen ihren Lehrern. Was soll das?
Wir Schweizer verbringen zirka 14
Tage unserer Ferien im Ausland
und passen uns an, obwohl wir
nicht auswandern möchten. Sind
wir ein Einzelfall?
Wenn ich mich in einem Gastland
integrieren will, dürfen obgenann-
te Vorkommnisse gar nicht sein.
Um diesen Umstand klar zu regeln,

Wie habe ich mich als Gast in
meinem Gastland zu benehmen?

Benimmkurse für Migrantinnen und Migranten

verlange ich Benimmkurse für auf-
fällige Migrantinnen und Migran-
ten. Diese Kurse gelten als obliga-
torisch. In diesen Kursen sollen
nicht nur Schweizer Werte vermit-
telt werden, sondern auch die Inte-
grationsbereitschaft gegenüber der
Schweizer Bevölkerung gesteigert
werden. 
Die Regierung wird hiermit beauf-
tragt, schnellstmöglich eine Geset-
zesgrundlage für solche Kurse zu
schaffen. Über die zeitliche Länge
dieser Kurse wird nach Ausarbei-
tung der Grundlage befunden. 

PS: Dieser Vorstoss wurde am 
12. März im Baselbieter Landrat
eingereicht. Wie geht es weiter?
Wir werden berichten…

Kanton Aargau

Kanton Basel-Land

John
Stämpfli,
SD-Landrat

Erfolgreiche SD-DV in Reinach
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Obiger Titel ist eine der Kernaus-
sagen, welche der Vertreter der
ECO-POP, Markus Zimmermann,
El. Ing. HTL, in seinem tiefgrün-
digen Vortrag zum Thema «Trag-
fähigkeit der Erde?» zur Diskussi-
on stellte. Ohne zu übertreiben –
dieser aufgrund mehrerer wissen-
schaftlicher Arbeiten präsentierte
absolut sachliche Vortrag brachte
die Zuhörer wahrlich zum Nach-
denken (Das obige «Wir» trifft
übrigens nicht auf alle SD-Le-
ser/innen zu!).
Solche Thesen «hört» man leider
nur ganz selten und dies hat auch
Gründe (z.B. die Geld- und Macht-
gier gewisser Menschen, die sol-
ches Denken und Handeln unter-
binden – die Red.). Allgemein wol-
len Politiker wiedergewählt wer-
den! Der Grossteil der Politiker
plant aber höchstens für vier Jahre
in die Zukunft… bis zur nächsten
(Wieder)-Wahl! Das Lösen unange-
nehmer Probleme, was eben auch
Wählerstimmen kosten könnte,

nehmen die meisten Politiker lie-
ber nicht in die Hand.

Und was bedeutet Nachhaltigkeit?
Die Definition der Weltkommissi-
on für Umwelt und Entwicklung
(Brundtland-Kommission) lautet
wie folgt: 
«Eine Entwicklung ist nachhaltig,
wenn sie
1. die Bedürfnisse der heutigen

Generation zu decken vermag
ohne für künftige Generatio-
nen die Möglichkeiten zu
schmä lern, ihre eigenen Be-
dürfnisse zu decken, und dabei 

2. die Artenvielfalt der Pflanzen-
und Tierwelt bewahrt wird.»

Der Wirtschaftswissenschafter,
Prof. Dr. Christoph Binswanger,
präzisierte obige Thesen noch
 etwas verständlicher: 
«Nichterneuerbare Ressourcen
werden dann nachhaltig genutzt,
wenn deren Nutzung so vermin-
dert wird, dass sie nie ausgehen»,

z.B. bei 100-jährigem Vorrat müss -
te die Verringerung des jährlichen
Verbrauchs jedes Jahr 1% des Vor-
jahresverbrauchs betragen.

Die heutige weltweite Entwicklung
bezüglich Belastung der Umwelt
und Ausplünderung der natürli-
chen Ressourcen geht leider stark
in die entgegengesetzte Richtung!
Wachstum lautet die Devise der
Mächtigen auf dem Planeten Er-
de! Die Ausnahmen dieses «Den-
kens» lassen sich bildlich gespro-
chen an den Fingern einer Hand
abzählen.

Der Planet Erde ist nicht unendlich! 
Blütenpflanzen, Moose und Tiere
sterben weltweit in erschrecken-
dem Ausmass aus oder sind vom
Aussterben bedroht. Generell stel-
len wir fest: 
– die Waldfläche geht zurück
– die Bodenerosion nimmt zu
– einst reiche Fischgründe sind

leer gefischt

– die Grundwasserspiegel sinken
– der Anstieg der globalen Tempe-

raturen führt zu lokalen Klima-
veränderungen und dem Rück-
gang der Gletscher und Polkap-
pen und… und… und…

Die Münchner Rückversicherung
schreibt dazu, dass ein weiteres
Fortschreiten der vom Menschen
verursachten Klimaveränderung
fast zwangsläufig immer extreme-
re Naturkatastrophen mit sich
bringen werde; eine Trendwende
ist nicht in Sicht!
Wir wissen, dass der Planet Erde
durch zahlreiche «Übel» bedroht
ist, doch kein Wissenschafter kann
exakt voraussagen, wann denn der
Kollaps eintreten wird.
Der Umweltökonom Prof. Mathis
Wackernagel errechnete in einer
wissenschaftlichen Arbeit, dass
die Schweiz 5,6-fach überlastet
ist! Noch unsere Grosseltern er-
klärten uns, vor 50 Jahren, dass
Boden, Luft und Meer unendlich
seien(?).

Der Jugend gehört die Zukunft!
Einige kritische Punkte unserer
Gesellschaft aus der Sicht eines
 Jugendlichen.

Die Macht der Linken
Die Tatsache, dass männliche
Kriegsführung im 20. Jahrhundert
das Leben von Millionen von Men-
schen forderte, ist für die linken
Gleichmacher und Emanzen
Grund genug, endlich die Macht
für sich zu beanspruchen.
Disziplin, Autorität, Tradition und
Verantwortungsbewusstsein sollen
der Vergangenheit angehören.
Friede und Verständnis sind nun-
mehr an der Tagesordnung! Ver -
ständnis für  Verbrecher, Vergewal-
tiger, Kinderschänder und Mörder!
«Sie können ja nichts dafür, denn
sie hatten eine schlechte Kindheit;
ihr Umfeld hat sie so gemacht»,
lauten die verständnisvollen Er-
klärungsversuche. Es folgt die An-
tiautorität; Grenzen werden geöff-
net und Tabus gebrochen, eine
schöne Welt, die der  Jugend als
 Erbe zufällt…

Verlust der Familie
Die Aufgabe der Familie wird je
länger je mehr alleine darauf be-
schränkt, dem Staate neue Steuer-
zahler zu garantieren. Die Erzie-
hung nimmt der Staat, so zuvor-
kommend er ist, selbst in die
«Hand».

Die Weitergabe von Werten und
Anstand, früher wichtige Teile der
elterlichen Erziehung, verlieren
bei der heutigen Pseudoerziehung
des Staates durch Kinderhorte und
Schulen an Bedeutung.
Wichtig sei Freiheit und Selbstver-
wirklichung des Individuums. Ja
nicht zu viele Grenzen; Regeln und
Autorität; damit sich der Mensch
auch frei entwickeln kann! 

Beziehungsfähigkeit
Dass immer mehr Menschen bezie-
hungsunfähig sind, verwundert
nicht, wenn man bedenkt, dass das
für Beziehungen nötige Urvertrau-
en in der kaum noch vorhandenen
traditionellen Familie vermittelt
wird.
Dass praktisch jede zweite Ehe
heute geschieden wird, kommt
auch nicht von ungefähr. Men-
schen vereinsamen und Depressio-
nen machen sich breit. Alkohol
und Drogen werden schon im Ju-
gendalter zu einem grossen und
ernst zu nehmenden Problem.  

Überrissene Feminisierung
Wir stehen also vor einer grossen
Herausforderung. Dass der Jugend
die Zukunft gehört, ist wohl für
 alle verständlich. Doch wo wird die
Schweiz in den Händen von einer
Jugend ohne autoritäre Vorbilder,
ohne Tabus, ohne Verantwortungs-

Wir leben auf zu grossem Fuss!

bewusstsein und ohne Werte letzt-
lich enden?
In den links-grünen Schulen su-
chen die Jugendlichen vergeblich
nach starken Vorbildern. Statt die
Schüler auf das Leben vorzuberei-
ten, streitet sich die Lehrerschaft
lieber darum, ob es jetzt Lehrer-
oder LehrerINNENzimmer heissen
sollte.
Die übermässige Feminisierung
von ehemals männlichen Berufen
und Aufgaben führten dazu, dass
Männer die Flucht ergriffen. Deut-
lich sieht man diesen Wandel in der
Politik und eindeutig beim Lehrer-
beruf. Einige sind unter  dieser
emanzipierten Dominanz zusam-
mengebrochen, wurden rück grat -
los oder homosexuell.

Marco Schällmann,
Präsident JSD-Nordwestschweiz

Eine starke Jugend, die einzige
Hoffnung

Um die Schweiz als freien und un-
abhängigen Staat zu erhalten,
benötigen wir eine starke Jugend,
die traditionelle Werte vertritt – an
die Öffentlichkeit trägt und weiter
gibt.
Ansetzen muss man dabei einer-
seits bei den Jugendlichen selbst,
andererseits am Schulsystem und
ganz wichtig – an der Erziehungs-
und Familienpolitik!
Für eine nachhaltige Familienpoli-
tik setzen sich die Schweizer De-
mokraten schon seit Jahren ein,
doch um direkt an die Jugendli-
chen zu gelangen und diese zu
überzeugen, braucht es ebenfalls
Jugendliche…
Dies haben auch die Schweizer De-
mokraten erkannt und unterstüt-
zen seit 1973 eine eigene Jungpar-
tei, die Jungen Schweizer Demo-
kraten, als deren Vertreter ich heu-
te vor Ihnen stehen darf. Seit dem
vergangenen letzten Jahr steht an
deren Spitze eine neue, aktive Par-
teileitung, welche auch und gerade
in den heutigen Tagen auf Ihre
 Unterstützung angewiesen ist, um
die vorgängig erwähnten Punkte
doch noch zum Positiven zu wen-
den!

Leicht gekürztes Referat
anlässlich der SD-DV in Reinach
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In den letzten 200 Jahren hat sich
aber die Weltbevölkerung ver -
sechsfacht und in vielen Ländern
ist die Umweltbelastung pro Kopf
auf ein Mehrfaches angewachsen,
so dass man von einer 20- bis 50-
fachen Steigerung der weltweiten
Umweltbelastung gegenüber der -
jenigen im Jahre 1800 ausgehen
muss. 
Eine weitere Studie vom Wirt-
schaftsprofessor Gonzague Pillet
kommt zum Schluss, das bei un-
veränderter Lebensweise in der
Schweiz nur 1 Million Menschen
nachhaltig leben könnten. Das be-
deutet also zurzeit eine siebenfa-
che Überlast. Die Übereinstim-
mung der von den drei Studien er-
mittelten Überlast (5,6 – 7) ist be-
merkenswert. Für die weiteren
Überlegungen wollen wir den Fak-
tor 5,6 des unabhängigen For-
schungs- und Beratungsbüros
 INFRAS verwenden. Damit wir in
der Schweiz nachhaltig leben
könnten, müssten wir unseren
Ressourcenverbrauch 5,6-mal ver-
kleinern. 

Ist dies realistisch? Nein! Es sei
denn, die Einwohnerzahl der
Schweiz würde abnehmen. Da der
Hauptteil unserer Umweltbela-
stung mit unserem Energiever-
brauch identisch ist, wollen wir als
Mass für eine mögliche Reduktion
das Projekt der 2000-Watt-Gesell -
schaft der ETH-Zürich
(www.novatlantis.ch) verwenden.
Die Projektverantwortlichen sind
der Meinung, dass die heute pro
Person durchschnittlich ver-
brauchten 6000 Watt könnten
durch Sparen und effizientere
Technologien bis ins Jahr 2050 auf
2000 Watt gesenkt werden. Das
entspräche einem dreimal
kleineren Energie verbrauch. 

Dass dies sehr optimistisch gerech-
net ist, möge folgendes Beispiel
zeigen: 1990 wurde von Bundesrat
Ogi das Programm «Energie 2000»
gestartet. Das Hauptziel lautete:
Der Verbrauch von fossiler Energie
(Benzin, Öl) sollte bis zum Jahr
2000 auf dem Niveau von 1990 sta-
bilisiert werden. Jetzt meldet das
Bundesamt für Energie, dass der
Verbrauch fossiler Energien von
1990 bis 2000 um 8,9% gestiegen
sei. Das Programm hat also sein
Ziel letztlich verfehlt. Dies aber
vor allem, weil die Einwohnerzahl
der Schweiz im gleichen Zeitraum
um 6% zugenommen hat. Ohne
Bevölkerungszunahme wäre das
Ziel nahezu erreicht worden.

Dies zeigt deutlich, dass Anstren-
gungen in Sachen Umweltschutz
durch Bevölkerungswachstum zu-
nichte gemacht werden!

Wie kann die Bevölkerungszahl 
der Schweiz abnehmen?
Die Lösung heisst: Langfristig
denken und zukunftsfähig han-
deln.
Unsere Reproduktionsziffer ist im
Moment kleiner als 1,5 (d.h.
durchschnittlich weniger als 1,5
Kinder pro Frau). Diese muss so
lange so tief belassen werden, bis
die Nachhaltigkeit erreicht ist. Das
würde zirka 70 Jahre dauern, wenn
gleichzeitig das Ziel der ETH der
2000-Watt-Gesellschaft erreicht
würde. Demographische Änderun-
gen brauchen eben Zeit! 
Zusätzlich muss der Wanderungs-
saldo Null realisiert werden, d.h.
Einwanderung = Auswanderung!
Dies erfordert keine diskriminie-
rende oder fremdenfeindliche
Mass nahmen. Jährlich verlassen
zwischen 50000 und 100000 Per-
sonen die Schweiz. Wir könnten
 also selbst bei einem Wanderungs-
aldo Null unsere humanitären Ver-
pflichtungen erfüllen und auch
den Austausch von gewissen Fach-
kräften zulassen. (Das sogenannte
Personenfreizügigkeitsabkommen
mit den EU-Staaten torpediert
natürlich solche Ziele! die Red.) 
Die Wirtschaft muss natürlich im
Gleichschritt mit der Abnahme der
Bevölkerung schrumpfen. 

Wie sieht es weltweit aus! 
Prof. Mathis Wackernagel hat eine
Messgrösse geschaffen, die es er-
möglicht, den ökologischen Zu-
stand der verschiedenen Länder
miteinander zu vergleichen. Er
schuf die Messgrösse des ökologi-
schen Fussabdrucks. Je nach Le-
bensstandard und Lebensweise
braucht jede Person eine gewisse
Fläche für Nahrungsmittelproduk-
tion, Güterproduktion, Wohnen,
Mobilität, Entsorgung usw. Fast
 alle Ressourcen – und Abfallflüsse
können in jene biologisch produk-
tive Fläche umgerechnet werden,
die es braucht, um sie aufrechtzu-
erhalten. So kann der ökologische
Fussabdruck von einzelnen Perso-
nen bis hin zu einer Landes- oder
gar Weltbevölkerung berechnet
werden. 

Beispiele für den ökologischen
Fussabdruck pro Kopf:
Schweizer 4,7 ha
US-Amerikaner 10,9 ha
Inder 1,0 ha
Man sieht: hoher Konsum = gros-
ser Fussabdruck
niedriger Konsum = kleiner Fuss -
abdruck

Wieviel Fläche steht pro Kopf real
zur Verfügung?
Schweizer 1,9 ha
US-Amerikaner 6,7 ha
Inder 0,5 ha

ECO-POP wurde 1971 unter dem
Namen «Arbeitsgemeinschaft für
Bevölkerungsfragen» von be-
sorgten Bürgern, darunter zahl-
reiche Wissenschafter, gegrün-
det. Ab 1987 trägt die Organisa -
tion den heutigen Namen «Asso-
ciation ECOlogie et POPulation»,
resp. Vereinigung «Umwelt und
Bevölkerung». Diese Umwelt -
organisa tion ist parteipolitisch
und konfessionell neutral. ECO-
POP gibt regelmässig überzeu-
gende Info-Drucksachen heraus
und verfügt auch über eine Inter-
netseite: www.ecopop.ch.
Unterlagen erhältlich bei:
ECO-POP, Rebenstrasse 28,
8416 Flaach, Tel. 052 301 33 14

Die US-Amerikaner bräuchten
ihren Konsum nur ein wenig ein-
zuschränken und so ihren Fussab-
druck auf 6,7 ha zu reduzieren und
schon wäre Nachhaltigkeit mög-
lich, denn es steht genügend
Fläche zur Verfügung. Doch die
USA rechnen mit einer weiteren
Bevölkerungszunahme…
Bei der Schweiz zeigt sich auch
nach dieser Berechnungsart, dass
wir sowohl den Fussabdruck pro
Kopf – als auch die Bevölkerungs-
zahl verringern müssen – um ans
Ziel der Nachhaltigkeit zu gelan-
gen.
Ist der Fussabdruck eines Landes
grösser, als die zur Verfügung ste-
hende Fläche, gehört dieses Land
zu den ökologischen Schuldnern.
Umgekehrt sind Länder mit einem
kleineren Fussabdruck, als die zur
Verfügung stehende Fläche, ökolo-
gische Gläubiger. Zu Letzteren
gehören u.a. Kanada, Australien,
Brasilien. 

Übervölkerung bringt weitere
 Probleme!
Der Referent wies u.a. auch darauf
hin, dass Entwicklungshilfe nur
dann Sinn macht, wenn in diesen
Ländern der Familienplanung
höchste Priorität beigemessen
wird. Die meisten schweizerischen
wie auch internationalen Hilfsor-
ganisationen würden diesbezüg-
lich passiv bleiben und der Bevöl-
kerungsvermehrung tatenlos «zu-
sehen». Der Referent legt auch dar,
dass mit «Gewaltmassnahmen»
(die ehemalige indische Regie-
rungchefin Indira Gandhi lässt
grüssen! – die Red.) langfristig kei-
ne niedrigeren Geburtenraten
 erreicht werden könnten. Die Fa-
milienplanung muss durch Infor-
mation und Aufklärung vorange-
trieben werden. Eine der wenigen
Entwicklungshilfeorganisationen,
welche diesen Weg beschreitet, sei
die Hans-Haller-Stiftung, Hilfe für
Brasilien. Herr Zimmermann lo -
ckerte seine überzeugenden  Argu -
mente auch immer wieder mit

«komprimierten» Zusammenfas-
sungen des Wichtigsten in Vers-
form auf. So etwa: 

Ode an Paracelsus
Wär’n wir im Öko-Gleichgewicht,
Umweltprobleme gäb’ es nicht.
Schon Paracelsus hat erkannt, 
Die Menge nur ist relevant.
Die Öko-Balance ging verloren,
denn das Produkt der zwei 
Faktoren:
«Pro-Kopf-Verbrauch» und 
«Menschenzahl»
Stieg viel zu stark, es ist fatal.
Drum lasst uns Paracelsus ehren
und diesen Wachstumstrend um-
kehren.

Zum Schluss wurde die Diskus -
sionsmöglichkeit von den Anwe-
senden sehr rege benützt. Auf die
Frage eines Teilnehmers katholi-
schen Glaubens – ob er denn auf-
grund der Haltung des Papstes in
der Verhütungsfrage aus der Kir-
che austreten müsste, antwortete
der ECO-POP-Vertreter diploma-
tisch und richtungsweisend:
«Nein, jeder Katholik soll doch
nach Rom schreiben und darlegen,
dass das Präservativ nicht Leben
tötet, sondern neues Leben verhin-
dert!»
Der Referent erklärte zudem, dass
er sehr gerne auch mal vor Mitglie-
dern der «Grünen» einen solchen
Vortrag halten würde. «Offensicht-
lich werden in diesen Kreisen ge-
wisse Zusammenhänge noch nicht
erkannt!» (zustimmendes Nicken
der anwesenden Zuhörer im Saal!).
Zum Schluss dankte der «Modera-
tor» der Diskussion dem Referen-
ten mit der Überreichung eines
Präsentes und den Worten: «Auf-
grund all dieser Ausführungen hat
ein Jeder (die Damen sind hier
selbstverständlich miteingeschlos-
sen!) im Saal noch (überlebens-)
wichtiges Wissen vermittelt be-
kommen!»

B.O. Bachter

ECO-POP-Referent Markus Zimmer -
mann weiss wovon er spricht!
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Einleitend verweisen wir auf den
im Schweizer Demokrat Nr. 6/2006
publizierten Artikel unseres Hans
Spitz unter dem Titel «Israel im
Zwielicht». Er hat dort die Situa -
tion im Palästina-Konflikt wohl-
wollend, aber ohne Beschönigun-
gen  beschrieben. Ergänzend ist
darauf hinzuweisen, dass die Be-
setzung arabischen Territoriums
nun über 40 Jahre dauert. Vierzig
Jahre Demütigung, Entrechtung,
Quälung, Misshandlung der palä-
stinensischen Bevölkerung; mit
 unzähligen Fällen von gezielten
Tötungen, jahrelangen Gefangen-
nahmen, Massen von unschuldi-
gen, zufälligen Opfern und mass -
losen Racheakten der Israeli auf
Beschiessungen mit den primiti-
ven Kassam-Raketen. Primitive
Raketen, gebaut von ohnmächti-
gen Palästinensern, die den neue-
sten Waffen, den modernsten
Nachtsichtgeräten, den fernge-
steuerten Raketen, den Kampfjets
und Kampfhelikoptern der Israelis
nichts entgegenzusetzen haben –
ausser das eigene Leben (mit
Selbstmordanschlägen).

Lächerlich gering sind die in Israel
mit diesen Raketen angerichteten
Schäden; völlig masslos die Rache-
akte der israelischen Armee. Als
Beispiel diene der Libanon-Krieg
von 2006.
Angeblich weil zwei israelische
Soldaten, die sich im libanesischen
Grenzraum aufhielten, entführt
worden seien, riss Israel einen seit
Mai 2000 vorbereiteten Krieg vom
Zaun. Nach UNO und Amnesty In-
ternational-Berichten flog die isra-
elische Luftwaffe während 34
Kriegstagen über 7000 Angriffe ge-
gen den Libanon. Dabei wurden
1191 Libanesen, meist Zivilisten
getötet; ein Drittel davon  Kinder.
4054 Personen wurden verletzt, ei-
ne Million Menschen in die Flucht
getrieben. 80 Brücken, 94 Stras-
sen, 900 Industriegebäude und
30000 Wohnhäuser, Büros und Lä-
den wurden zerstört. Human
Rights Watch wirft der israelischen
Armee vor, Streubomben  gegen die
Zivilbevölkerung eingesetzt zu ha-
ben. Den Grossteil dieser Munition
feuerte die israelische Armee in

den letzten beiden  Kriegs tagen ab.
Noch heute können im Libanon
weite Flächen  nicht landwirt-
schaftlich genutzt werden, weil sie
von Kanistermunition verseucht
sind. 

Karin Wenger, die mehrere Jahre
in der Krisenregion lebte, zieht in
ihrem Buch «Checkpoint Huwara»
einen Vergleich zu dem, was im
Gazastreifen abgeht und meint:
(Zitat): «Ich kenne den Krieg aus
dem Gazastreifen. Was dort pas-
siert, ist so viel zerstörerischer als
was im Norden Israels geschieht.
Zwischen den Politikern und den
Armeeführern gab es eine Art stille
Übereinkunft: Macht, was immer
ihr wollt, dort drüben, solange wir
nichts davon erfahren; solange es
irgendwie nützt und wir weniger
Attentate haben, ist uns egal, wie
viele Menschenrechte ihr brecht.
So dachten die Politiker. So den-
ken sie noch immer.
Unser einziges Ziel ist es, die
paläs tinensische Bevölkerung zu
unterdrücken, ihr Leben, ihre Ge-
danken, ihre Gefühle mit Angst
zu durchwirken, sie zu terrorisie-
ren. Wie wir das machen, spielt
keine Rolle.
Die Siedler sagen: Erez Israel, das
gelobte Land gehört uns, so steht
es geschrieben.»

An dieser Stelle sind zwei authen -
tische Aussagen israelischer Füh -
rungspersönlichkeiten in Erinne-
rung zu rufen:
«Mir ist egal, was die US-Regie-
rung verkündet; was im Pentagon
und im Weissen Haus wirklich
passiert – das bestimmen wir!»
Ariel Sharon 2005
«Amerika regiert die Welt – und
wir regieren Amerika.»

Präsident Olmert 2008

Tatsächlich war die Bush-Regie-
rung schon Monate vor Ausbruch
des Libanon-Krieges 2006 über alle
Details des geplanten Feldzuges
 informiert, hatte aber nicht die
Kraft, die Israelis zu bremsen.
Nach dem Krieg entschuldigten
Bush und Bolton (der US-Bot-
schafter bei der UNO) die israeli-
sche Politik bedingungslos und
auch der  amerikanische Kongress
und das Repräsentantenhaus hies-
sen die israelische Aktion gut, ja
belobigten sie sogar. An dieser
Stelle ist darauf hinzuweisen, dass
Präsident Bush am 16. Oktober
2004 ein neues Gesetz, den «Global
Anti-Semitism Review Act» in
Kraft gesetzt hat. Wer gegen dieses
Gesetz verstösst, wird als «feindli-

cher Kämpfer», also ohne Anrecht
auf  ein rechtsstaatliches Gerichts-
verfahren oder die Hilfe eines An-
waltes klassifiziert.
Von den dort aufgeführten Verge-
hen seien hier nur die sieben «un-
glaublichsten Tatbestände» aufge-
führt.
1. Jegliche Behauptung, dass die

jüdische Gemeinschaft die Re-
gierung kontrolliere oder die
Medien oder den Welthandel
oder die Hochfinanz.

5. Jegliche Kritik an der Regie-
rung der Vereinigten Staaten
und des Kongresses, unter un-
gebührlichem Einfluss der Jü-
dischen Zionistischen Gesell-
schaft zu stehen, welche auch
jüdische Organisationen wie
die American-Israel Public Af-
faire Commitee (AJPAC) bein-
haltet.

7. Behauptungen, jüdische Füh-
rer und ihre Mitläufer hätten
die Kreuzigung Christi ange-
stiftet.

8. Zitierung jeglicher Fakten, die
in jeglicher Art die Zahl «sechs
Millionen» Holocaustopfer
verringern würde.

11. Das Angebot, Beweise dafür zu
liefern, dass Juden und ihre
Führer den Kommunismus
und die Bolschewistische Revo-
lution in Russland auslösten.

13. Die Behauptung, dass Juden
nicht das biblische Recht ha-
ben, Palästina wieder zu okku-
pieren.

14. Unterstellung von einer Mit-
wirkung des israelischen Ge-
heimdienstes Mossad an den
Anschlägen des 11. Septem-
bers.

Dem freiheitlich denkenden
Schweizer, dem Gedanken- und
Redefreiheit heilig sind, ist ein sol-
ches Gesetz schlicht undenkbar.
Aber – bekanntlich sind die USA in
der «zivilisatorischen» Entwick-
lung immer einige Jahre voraus.
Also: «Hütet Euch am Morgar-
ten!»

Die Analyse der Wirkung der 
Israel-Lobby auf die amerikanische
Aussenpolitik
Die oben erwähnte Haltung der
amerikanischen Politiker-Kaste ist
als klarer Erfolg der Arbeit der
 Israel-Lobby zu werten.
Die Professoren John J. Mearshei-
mer und Stephen M. Walt, beide
Politik-Wissenschafter, haben in
 einem 480 Seiten starken Buch die
Beziehung USA-Israel untersucht.
Im Klappentext des Buches lesen
wir: (Zitat)

Die Israel-Lobby wird in der Schweiz aktiv!

Der Monats-
kommentar 
von Valentin 
J. Oehen,
e. Nationalrat,
Köniz

Fraglos gibt es starke moralische
Gründe, sich für die Existenz Isra-
els einzusetzen. Die tragische Ge-
schichte des jüdischen Volkes ver-
pflichtet aber nicht zur uneinge-
schränkten Unterstützung Israels,
schon gar nicht, wenn die politi-
sche Parteinahme den Interessen
Amerikas zuwiderläuft – und auf
lange Sicht auch Israel schadet.

Denn die einseitige und immer we-
niger nachvollziehbare Politik lie-
fert Terroristen neue Legitimation,
führt zur Instabilität in der Region
und schadet dem Ansehen der
 Vereinigten Staaten in der Welt -
gemeinschaft.
Die Autoren fordern eine objektive
Debatte über die Politik Israels.
Dass sie dafür wütend angegriffen
werden, bekräftigt ihre Thesen. …
Sie belegen ihre Thesen unter an-
deren anhand der aktuellen US-
Politik gegenüber Syrien und dem
Iran oder anhand des Einsatzes im
Irak. … Solange kein zivilisiertes
Gespräch über Interessen und po-
litische Einflussfaktoren möglich
ist, können die komplexen, politi-
schen Konflikte im Nahen Osten
nicht gelöst werden.

Soll auch die Schweiz auf diese Linie
gezwungen werden?
Nationalrat Christian Waber (EDU)
hat zur Gründung einer parlamen-
tarischen Gruppe Schweiz-Israel
aufgerufen. Diese Gruppe soll da -
für sorgen, dass kritische Stimmen
zur israelischen Politik auch in un-
serem Lande unterdrückt werden.
Angeblich sei ein Gegengewicht
zur veröffentlichten Meinung zur
israelischen Politik zu schaffen.
Diese Zielsetzung ist erstaunlich,
bedenkt man, wie schon die Kom-
mission des Prof. Georg Kreis
dafür sorgt, dass jegliche kritische
Meinungsäusserung zur israeli-
schen Politik zu Rassismus-Ver-
dächtigungen führt.
Es lohnt sich, die Argumente und
Absichten des Initiators Christian
Waber für diese Lobbygruppe kurz
anzuführen:

Israel ist für ihn der manifeste
 Beweis dafür, dass Gottes Plan in
Erfüllung geht.
Wir (d.h. wohl die Lobbygruppe)
sind mit der offiziellen Nahost -
politik überhaupt nicht einver-
standen. Die «neutrale Haltung»
baue zu sehr auf Unwahrheiten
auf. Zum Beispiel auf der Mei-
nung, Israel sei schuld am Un-
glück der Palästinenser.

Fortsetzung Seite 14
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 péniblement la main au porte-
monnaie pour réaliser les quelques
centaines de mètres qui seraient à
sa charge. 
Du reste l’on peut être étonné que
ce soi la Chancellerie d’Etat qui
hier fasse un communiqué de pres-
se au nom de la commission des
travaux! On est la séparation des
pouvoirs entre l’exécutif et le légis-
latif.
Le coût de l’opération va endetter
le canton de plus de 1 milliard,
pour un investissement qui
n’apporte rien à Genève et qui ne
ré glera en aucun cas des pendulai-
res frontaliers. En effet, on voit mal
les frontaliers de Gex ou Annecy
entrer dans un Annemasse inacces -
sible pour payer cher un train et
parking pour aller travailler sur
Genève qui leurs offre toutes les
possibilités de stationner et de
bénéficier des TPG (P+R) à moin -
dre prix! Une fois de plus, le MCG
est le seul à dénoncer les dysfonc-
tionnements de la classe politique.

Eric Stauffer, président MCG
Claude Jeanneret, Député 

Candidat au Conseil d’Etat

Accords bilatéraux
La Suisse est en récession, le chômage explose, le MCG demande

l’application de la clause d’urgence

ra en aucun cas les sommes néces-
saires à la réalisation du CEVA,
dont il est d’ores et déjà prévu que
son bilan d’exploitation sera systé-
matiquement déficitaire, à charge
des contribuables genevois et cela
pour un intérêt quasiment nul
pour les habitants du canton. 
Par l’intermédiaire de Monsieur
Eric Stauffer, le MCG a donc pris le
rapport de minorité qu’il présen-
tera au Grand Conseil lors du vote
final en dénonçant l’attitude anti -
démocratique des partisans du
 CEVA, lesquels donnent la main à
un projet bâclé pour un coût exor-
bitant et une utilité dérisoire en
termes de mobilité, alors que la
 région frontalière française qui de-
vrait en bénéficier, ne met que

notamment Genève ont connu la
plus forte progression de chômage
depuis les 30 dernières années.
Pour ne parler que de la France,
 elle a atteint le mois dernier le
chiffre record de plus de 2800000
chômeurs.
La Suisse et Genève en particulier
ne sont pas armés pour faire face à
un tel flux de migrants en pro-
venance de l’Union européenne
dans ces périodes de récession.
Il appartient dès lors au Conseil
fédéral de faire appliquer l’article
10 des accords bilatéraux régissant
le cadre de la libre circulation des
personnes.
L’article 10al 4a) prévoit «en cas de
perturbation grave de menaces de
perturbation grave de son marché
de l’emploi, la Suisse et chacun des
nouveaux états membres qui ap-
pliquaient des mesures transi-
toires notifient ses circonstances
au comité mixte pour le 31 mai
2009.» Ce qui veut dire en terme
plus clair que la Suisse peut faire
prolonger la limitation des mi-
grants en provenance de l’Union
européenne jusqu en 2011.
Raison pour laquelle et vu que cela
dépend uniquement de la compé-
tence du Conseil fédéral, nous dé-
posons la présente résolution pour
faire entendre la voix des Genevois
auprès du Conseil fédéral et les
conforter dans une décision diffi -
cile à prendre; prolonger la
l’imitation des flux migratoires
jusqu’en 2011 pour le bien du Peu-
ple suisse.
Restant convaincu que les partis
représentés au sein du Grand Con-
seil genevois seront faire preuve de
bon sens, nous vous invitons Mes-
dames et Messieurs les députés à
soutenir la présente résolution
sans réserve.

Ce jour le Mouvement Citoyens
Genevois a déposé une résolution
ou l’urgence sera demandée de-
main à la séance plénière du Grand
Conseil:

Proposition de résolution
Accords bilatéraux, application de
l’article 10
Le grand conseil de la République
et canton de Genève considérant:
– La crise économique mondiale
qui a eu pour conséquence de  faire
entrer la Suisse en réces sion.
– Que le taux de chômage explose
en Suisse et particulièrement à
Genève.
– Que la France affiche plus de 2,8
millions de chômeurs.
– Que les accords bilatéraux
prévoient que la Suisse puisse limi-
ter le nombre de migrant en pro-
venance de la CEE.
– Que le délai de notification d’une
clause d’urgence est au 31 mai
2009.

Invite le Conseil d’Etat
– A faire état de la volonté du Parle-

ment genevois au Conseil fédéral
de faire appliquer la limitation du
nombre de migrants des pays eu-
ropéens, conformément à
l’article 10 [1] des accords bi-
latéraux, afin de prolonger cette
limitation jusqu’en 2011.

Exposé des motifs
Mesdames et Messieurs les députés
La situation économique interna-
tionale est extrêmement inquié -
tante. La Suisse est officiellement
entrée en période de récession éco-
nomique. La Banque Nationale
Suisse est très pessimiste pour les
24 prochains mois sur une hypo-
thétique reprise économique.
Les pays qui entourent la Suisse et

Insécurité: les Pâquis deviennent une zone de non-droit

Dealers de drogue, le MCG
réclame la tolérance zéro
Le Gouvernement n’est pas à la hauteur de la charge qui lui incombe! 

Le Chef du département des Insti-
tutions est complice de cette situa-
tion par sa «complaisance» coupa-
ble envers les commerçants de la
mort; les dealers de drogues!
La pression contre les dealers et
l’insécurité se relâchent dans le
quartier des Pâquis. Le crime pros -
père au détriment des habitants du
quartier, en profitant de ce laxisme.
Actuellement, cet effort s’est
relâché aux détriment des Citoyen-
nes et Citoyens.
Le MCG demande à nos autorités
politiques de s’attaquer à
l’insécurité et aux dealers avec plus
de fermeté dans ce quartier.
L’été dernier, le MCG est intervenu
aux Pâquis contre les dealers qui
pourrissent le quartier impuné-
ment. Nous avons lancé une opéra-
tion de sensibilisation citoyenne
dans le quartier et déposé une péti-
tion qui a recueilli des milliers de
signatures.
Le MCG exige une politique sans
compromis envers les criminels et

l’insécurité, et intime le Gouverne-
ment de donner les moyens à la
 Police d’agir sans délais dans le
quartier des Pâquis en multipliant
les patrouilles afin de rétablir la sé-
curité. 
Le Mouvement Citoyens Genevois
exige que le conseiller d’Etat en
charge du DI, sévisse contre les
«NEM» non entrées en matière, ou
autrement dit les faux réfugiés
 politiques, qui zonent dans les rues
genevoises, en donnant l’ordre à la
Police d’incarcérer ces individus
pendant 18 mois en application 
des dispositions fédérales en la
 matière. 
Les Citoyens Genevois doivent-il
mettre en place des milices de sé-
curité privée pour pallier à
l’incompétence affichée du Gou-
vernement qui enferré dans ses
con tradictions à abandonner les
Ci toyens!

Eric Stauffer, Président du 
Mouvement Citoyens Genevois;

Pascal Spuhler, vice-président

CEVA: Les genevois n’ont pas fini
de payer

Le 26 mai 2009, la Commission des
travaux du Grand Conseil a accepté
une augmentation du budget de
réalisation du CEVA, augmentant
la part cantonale de 120 millions.
Le MCG, seul contre tous, considè-
re que cette réalisation pharaoni-

que qui ne devait initialement coû-
ter au canton que 400 millions,
coûtera finalement, en réalité, plus
de 800 millions. Les électrices et
électeurs du canton sont donc
trompés et il est certain que ce
budget complémentaire ne couvri-



Israel sei in allen relevanten Fra-
gen zu unterstützen.
Antisemitische Aktionen in der
Schweiz seien zu verhindern oder
aufzudecken. Man wolle bei den
Medien vorstellig werden, um ein-
zelne Vorfälle ins richtige Licht
zu rücken. 
Es sei zu verkünden, dass man
unmöglich den Messias Jeshua
gern haben könne, ohne auch die
Juden gerne zu haben, weil er sel-
ber ja auch ein Jude war. 
Die Juden sind das auserwählte
Volk Gottes. Das sei biblische
Wahrheit. 
Jerusalem sei der klare Beweis
der Existenz Gottes.
Es sei die starke Verwurzelung
des Volkes der Juden im alten Te-
stament nicht zu vergessen. Gott
lasse keine Vermischung von Ju-
den mit andern Völkern zu. 
Dank dem Bund Gottes mit sei-
nem Volk habe Israel überhaupt
überlebt.

Auf die Siedlungspolitik und die
Jerusalem-Frage wolle die Grup-
pe keinen Einfluss nehmen. Sie
seien aussenpolitisch neutral.
Wir überlassen es unsern Lesern
zu überlegen, was von solchen
Aussagen und Zielsetzungen einer
parlamentarischen Gruppe zu Be-
ginn des 21. Jahrhunderts zu hal-
ten ist.

Und das Echo im Parlament!
Stolz vermeldet der Interimspräsi-
dent Waber, dass bereits 45 Parla-
mentarier den Beitritt erklärt ha-
ben. Noch erstaunlicher als diese
enorm hohe Zahl – offenbar bedin-
gungsloser Anhänger der israeli-

schen Macht- und Unter-
drückungspolitik – ist die partei -
politische Zusammensetzung der
Gruppe. Es dürfte im Interesse al-
ler politisch denkender Mitbürger
sein, die Mitglieder dieser Gruppe
zu kennen, damit für die eigene
Entscheidung bei Wahlen ange-
messen reagiert werden kann.

Die Mitglieder der Gruppe 
Schweiz-Israel sind:
CVP 1: Jakob Büchler (SG);
EDU 1: Christian Waber (BE);
EVP 2: Ruedi Aeschbacher (ZH),
Walter Donzé (BE);
FDP 5: Martine Brunschwig Graf
(GE), Corina Eichenberger (AG),
Doris Fiala (ZH), Peter Malama
(BS), Werner Messmer (TG);
SP 1: Ricardo Lumengo (BE);
SVP 35: Adrian Amstutz (BE), Max
Binder (ZH), Toni Bortoluzzi (ZH),
Elmar Bigger (SG), Roland Borer
(SO), Toni Brunner (SG), Jean
Henri Dunant (BS), Yvette Ester-
mann (LU), Hans Fehr (ZH), Silvia
Flückiger (AG), Oskar Freisinger
(VS), Lieni Füglistaller (AG), Han-
nes Germann (SH), Ulrich Giezen-
danner (AG), Alice Glauser (VD),
Walter Glur (AG), Jean-Pierre Gra-
ber (BE), Alfred Heer (ZH), Jasmin
Hutter (SG), Hans Kaufmann
(ZH), Hans Killer (AG), Josef Kunz
(LU), Bundesrat Ueli Maurer (ZH),
Christian Miesch (BL), Yvan Perrin
(NE), Theophil Pfister (SG), André
Reymond (GE), Hans Rutschmann
(ZH), Simon Schenk (BE), Marcel
Scherer (ZG), Ernst Schibli (ZH),
Pirmin Schwander (SZ), Erich von
Siebenthal (BE), Jürg Stahl (ZH),
Hansueli Wandfluh (BE), Walter
Wobmann (SO).

Benjamin Netanyahu und Avigdor
Liebermann werden sich sicher-
lich freuen!

Ein jeder Krieg produziert auch Lügen!
Das seltsame Ende des Rebellen-Chefs Velupillai Prabhakaran

hängigkeit der von Tamilen be-
wohnten Gebieten im Norden und
Osten der Insel Sri Lanka (ehe-
mals Ceylon).
Es geht hier nicht darum, der ei-
nen oder andern «Partei» den
Schwarzen Peter zuzuschieben.
Vielmehr geht es darum, aufzuzei-
gen, mit welch schmutzigen Tricks
Kriege geführt werden. Zivilperso-
nen sind dann meist die Opfer…
Was sich nun nach der totalen Nie-
derlage der Tamil-Tigers im mili -
tärischen Bereich auf dieser Insel
abspielt, ist ein Riesenskandal und
zeigt einmal mehr, wie die UNO

Während über 25 Jahren führten
die Tamil-Tigers (Liberation Ti-
gers of Tamil-Eealam, LTTE) ei-
nen mörderischen Krieg gegen die
Zentral regierung von Sri Lanka
und forderten die politische Unab-

ohnmächtig in solchen Fällen fast
nichts Entscheidendes tun kann
und andererseits gewisse Gross -
mächte, hier ist China gemeint,
auf Kosten Dritter ihre eigenen In -
teres sen durchsetzen.  

Ein kurzer Rückblick
Es bleibt hier nur wenig Raum, die
ganze Geschichte von der Mehr-
heit der Singhalesen und der Min-
derheit der Tamilen (zirka 17% der
Gesamtbevölkerung) darzustellen.
Die eigentliche Urbevölkerung von
Sri Lanka sind die Veddas, welche
mit der Urbevölkerung Australiens
und Afrikas genetisch verwandt
sind. Von diesen gibt es aber in Sri
Lanka nur noch einige Hundert!
Heute werden diese bei der Bevöl-
kerungszählung nicht einmal
mehr erwähnt! 
Während gut 25 Jahren führten Ta-
mil-Tigers einen sehr blutigen
Krieg gegen die Zentralregierung
(der Singhalesen), dies auch in
 deren Hauptstadt Colombo mit
Bombenattentaten. Während vieler
Jahre hielten die Tamil-Tigers mit
militärischen Kräften den von
 Tamilen besiedelten Norden und
Osten der Insel unter ihrer Kon-
trolle. Diese unterhielten in ihrem
Einflussgebiet auch eine eigene
Verwaltung, Schulen, Spitäler usw. 
Seit geraumer Zeit mischte nun
China in diesem Krieg auf Seiten
der Singhalesen mit. China wird
als «Entgelt» einen Seehafen (für
zivile und militärische Nutzung)
im Süden der Insel in Aussicht ge-
stellt. 
Der Krieg nahm in den letzten Mo-
naten immer grausamere Züge an.
So ganz die moderne chinesische
Kriegsführung: Internationale Be-
obachter und Journalisten hatten
keinen Zugang mehr zum Kriegs-
gebiet; keine Rücksicht auf die Zi-
vilbevölkerung bei Kampfhandlun-
gen; Dauerbeschuss durch Artille-
rie auf bewohnte Gebiete und am
Schluss Deportation eines Teils der
tamilischen Zivilbevölkerung in
bewachte Lager mit bis zu 200000
Menschen! 
Die Zentralregierung von Sri Lan-
ka ist der Meinung, dass sich in
diesen Lagern Tausende von ehe-
maligen Kämpfern der Tamil-Ti-
gers versteckt halten…

Auch Schweizer Tamilen bezahlten
Die LTTE finanzierte ihren Unab-
hängigkeitskrieg insbesondere mit
den im Ausland lebenden Tamilen.
In der Schweiz leben etwa 40 000
Sri Lanker mit tamilischen Wur-

zeln. Viele davon sind eingebür-
gert. Wirklich integriert sind aber
nur wenige! Dies macht es den
 LTTE-Aktivisten leicht, bei etwa 80
Prozent der verdienenden Tamilen
einen regelmässigen freiwilligen
oder unfreiwilligen Beitrag für den
«Unabhängigkeitskampf» einzu-
fordern. Warum leben wohl so vie-
le Tamilen in der Schweiz und wes-
halb ist Mutter Helvetia zu einem
wichtigen Zentrum des tamili-
schen Widerstands geworden? Die
vor Kurzem in verschiedenen
Schweizer Städten durchgeführten
Demonstrationen nach der mi-
litärischen Niederlage im Heimat-
land beweist einmal mehr die
 Organisationskraft der Tamil-Ti-
gers im Ausland. Eines muss aber
erwähnt werden: Die Vorgehens-
weise der singhalesischen Militärs
– insbesondere in den letzten Mo-
naten – hat mit der Respektierung
der Genfer Kriegskonventionen
nichts mehr zu tun! «Beschränk-
te» Politikerhirne streuen hier die
Saat aus für spätere erneute bluti-
ge Auseinandersetzungen! 

Der merkwürdige «Abgang» von
Velupillai Prabhakaran
Dieser führte seine Tamil-Tigers
seit über 20 Jahren – meist sogar
sehr erfolgreich. Von seiner Ge-
folgschaft wurde er immerzu wie
ein Halbgott verehrt. Im Verlauf
der letzten Monate mussten die
 Tamil-Tigers jedoch zahlreiche mi-
litärische Niederlagen einstecken.
Diese verloren nach und nach das
von ihnen kontrollierte Territori-
um. Zuletzt wurden über 150000
Tamilen (darunter viele Frauen
und Kinder) im Norden der Insel in
einem kleinen Gebiet von wenigen
Quadratkilometern von Regie-
rungstruppen eingekesselt und
auch massiv beschossen. Das mi-
litärische Oberkommando der Ta-
mil-Tigers verkannte in den letzten
Monaten die Situation offensicht-
lich total. Dass die Tamil-Tigers in
ihrem Endkampf auch nicht davor
zurückschreckten, eigene Lands-
leute als lebende Schutzschilder zu
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Die Israel-Lobby…
Fortsetzung von Seite 12

Markus Borner,
e. Grossrat,
SD-Zentral-
Vizepräsident,
Basel

Velupillai Prabhakaran, nicht mehr
lebender Führer der Tamil-Tigers.



benützen – ist vermutlich auch ei-
ne Tatsache. Es ist ganz klar, dass
die Zentralregierung in Colombo
den Tiger-Chef Prabhakaran wenn
immer möglich fassen und den
Medien (der tamilischen und eige-
nen singhalesischen Bevölkerung)
als Trophäe präsentieren wollte.
Dessen Flucht ins Ausland wäre
ein falsches Zeichen gewesen. Eine
Gefangennahme von Prabhakaran
hätte aber auch wieder neue Pro-
bleme mit sich gebracht und allen-
falls hätte er zu Ungunsten der
Zentralregierung unangenehme
Dinge ausplaudern können.

Folgende Aussagen waren hierzu
in der Zeit der Erstürmung der
letzten von Tamil-Tigern gehalte-
nen Quadratkilometer im Norden
der Insel in verschiedenen Schwei-
zer Zeitungen auszumachen: 
– Prabhakaran habe sich in einer

Unterwasserstation versteckt.
– Prabhakaran versuchte in einem

Krankenwagen zu fliehen (hä-
misch wurde auch vermeldet,
dass dies nicht Prabhakarans
Einstellung aus früheren Zeiten
gewesen sei. Jener Prabhakaran,
der von seinen Kämpfern in aus-
sichtloser Situation die Einnah-
me einer Giftkapsel verlangt ha-
be!).

– Prabhakaran würde selbst in der
Kampfzone gegen sri-lankische
Soldaten kämpfen.

– Prabhakaran habe versucht in ei-
nem gepanzerten Fahrzeug zu
fliehen. Das Fahrzeug sei jedoch
von einer Granate getroffen und
die Insassen getötet worden –
darunter auch Prabhakaran.

– Es wurden von der Zentralregie-
rung Fotos vom toten Prabhaka-
ran in Uniform kolportiert. 
(Meist aber nur ein Kopfbild des
Toten, wobei dessen Stirn durch
eine Art blauen Kartondeckel
oder Plastikteil abgedeckt wurde,
Letzteres um die Kopfwunde ab-
zudecken. Auf anderen Bildern
lag der Tote auf einer Bahre auf
dem Grasboden, ebenfalls mit
abgedeckter Stirn. Dabei handel-
te es sich um dieselbe Foto, nur
eben mit dem ganzen Körper des
Toten. Die Zentralregierung be-
hauptete immerzu, dass dies
Prabhakaran sei. 

Die Tamil-Tigers gaben den Tod
 ihres Führer erst sehr spät zu, re-
spektive bekannt. Ob der auf der
Bahre Abgebildete wirklich Prab-
hakaran war, ist aber unsicher. Die
Zentralregierung behauptete fer-
ner, dass der auf der Bahre Liegen-
de einen Ausweis der Tamil-Tigers
mit dem Namen Velupillai Prabha-
karan und der Identifikationsnum-
mer 001 auf sich getragen hätte.
Interessant ist auch die Tatsache,

dass der auf der Bahre am  Boden
Liegende wohl mit einer Uniform
bekleidet war, doch keine Schuhe
(mehr) trug. Die Hose «hing» ir-
gendwie am Unterbauch, nicht
aber dort, wo sie normalerweise
hingehört. Ein Hosengürtel fehlte
und einen solchen trug Prabhaka-
ran mit Sicherheit, denn er war
übergewichtig. Prabhakaran war
übrigens bei seinem Tod sauber ra-
siert und trug wie immer  einen
Schnauz. 

Schon seltsam: Prabhakaran fand
offenbar in seinen letzten Lebens-
tagen noch genug Zeit, sich zu ra-
sieren und dies im Endkampf mit
den Soldaten der Zentralregie-
rung. Es hiess, dass er im gepan-
zerten Fahrzeug durch einen Gra-
nattreffer umgekommen sei. Die
Uniform des Getöteten auf der
Bahre war jedoch in einwandfrei-
em Zustand (ohne Blutflecken bei
einer schweren Kopfwunde!). Hat
man ihn etwa für die Foto-Präsen-
tation neu eingekleidet und dabei
Gürtel und Schuhe vergessen.
Oder wurden ihm diese beiden
Utensilien gestohlen? 

Vielleicht war es auch ganz anders:
Kopfschuss in die Stirn und dies
ausserhalb eines gepanzerten
Fahrzeuges! Leider können Tote
nicht mehr sprechen! Eine ge-
richtsmedizinische Untersuchung
des Leichnams stand da auch nicht
mehr zur Diskussion – nicht mal
eine Betrachtung des Leichnams
durch neutrale Beobachter. Kurz
darauf liess die Zentralregierung
den Leichnam von Prabhakaran
einäschern. Warum diese Eile?
Warum übergab man den Leich-
nam nicht den Familienangehöri-
gen? Etwa der Seuchengefahr we-
gen? Aus gesicherten Aussagen ist
auch bekannt, dass bekannte
Führungsleute der Tamil-Tigers
gleich nach ihrer Festnahme ohne
Gerichtsverfahren erschossen wur-
den. Das Tamilenproblem lässt sich
aber nicht so einfach und rasch aus
der Welt schaffen! 

Anmerkung:
Dass dieser Konflikt in Sri Lanka
Flüchtlinge produziert, ist leider
eine Tatsache. Deshalb Ja zu hu-
manitärer Hilfe und Vermittlungs-
bemühungen der neutralen
Schweiz! Inakzeptabel ist jedoch,
wenn Tamilen beispielsweise in ein
Land wie die Schweiz «flüchten» –
Tausende Kilometer von der Hei-
mat entfernt. Im südlichen Indien,
im Bundesstat Tamil Nadu, leben
ebenfalls über 60 Millionen Tami-
len. Und dort ohne Krieg. Ein wei-
terer Kommentar erübrigt sich!
Anders gefragt: Wie naiv sind denn
unsere Behörden?

Interpellation
René Kunz, vom 9. Juni 2009, betreffend Aufnahme 

von Guantánamo-Häftlingen im Kanton Aargau
Text und Begründung:
In den kommenden Monaten geht
es um den Entscheid betreffend
Aufnahme von Guantánamo-Häft-
lingen in die Schweiz. Der Bundes-
rat liess sich schon etliche Akten
aus den USA zustellen und bekun-
det damit die Absicht – von den
heute rund 240 Häftlingen eine
Anzahl zu übernehmen, d.h. die-
sen permanenten Aufenthalt in der
Schweiz zu gewähren, da der  
US-Präsident Barack Obama das
 Gefangenenlager Guantánamo auf
Cuba schliessen will. Bekanntlich
könnten über 50 Insassen von
 Guantánamo nicht mehr in ihr an-
gestammtes Heimatland zurück-
kehren, da diese dort «verfolgt»
würden. In den USA wird der Be-
griff «Selbstverantwortung» seit
jeher gross geschrieben. Die Ver-
antwortung gegenüber diesen
Kriegsgefangenen liegt somit ein-
zig und alleine bei den USA. 
Die Aufnahme von Guantánamo-
Häftlingen in der Schweiz wäre aus
staats- und sicherheitspolitischen
Gründen höchst problematisch
und würde die innere Sicherheit
empfindlich gefährden. Mit der
Asylgewährung muss mit einem
«Import» des Terrors gerechnet
werden. Tatsache ist auch, dass
sich gemäss einem Bericht der US-
Regierung fünf Prozent der frühe-
ren Guantánamo-Insassen wieder
dem Terrorismus zugewandt ha-
ben. Gegen weitere 50 Ex-Gefange-
ne bestehe Verdacht, dass sie wie-
der «terroristische Aktivitäten»
verfolgten. Das US-Verteidigungs-
ministerium beruft sich dabei auf
Analysen der Geheimdienstagen-
tur (DIA). Die Ex-Insassen stam-
men demnach unter anderem aus
Afghanistan, Marokko, Pakistan
und der Türkei (laut SDA Ende Mai
2009). 

Es ist auch kaum anzunehmen,
dass sich diese Personen in unsere
rechtliche, politische und gesell-
schaftliche Ordnung einfügen und
die Grundwerte unserer Gesell-
schaft anerkennen. Wie es scheint,
versucht der Bundesrat möglichst
rasch eine Anzahl von Guantána-
mo-Insassen auszuwählen. Offen-
sichtlich möchte der Bundesrat die
weniger gefährlichen «Kandida-
ten» aufnehmen. Deshalb der Akti-
vismus in dieser Sache.

In diesem Zusammenhang ersuche
ich den Regierungsrat um Beant-
wortung folgender Fragen:

1. Welche Haltung nimmt der
 Regierungsrat zur Aufnahme
von Guantánamo-Häftlingen in
der Schweiz ein? 

2. Wurde Bundesbern in dieser
Angelegenheit im Kanton Aar-
gau schon vorstellig?

3. Beabsichtigt der Regierungsrat
Guantánamo-Häftlinge aufzu-
nehmen?

4. Ist der Regierungsrat auch der
Meinung, dass bei einer Asylge-
währung für Guantánamo-Häft-
linge die innere Sicherheit der
Schweiz tangiert wird?

5. Wenn nein, warum nicht?
6. Ist der Regierungsrat auch der

Auffassung, dass diese Häftlinge
in Bezug auf deren Weltan-
schauung, Erziehung und Aus-
bildung kaum integrierbar
sind?

7. Wenn nein, warum nicht?
8. Kann der Regierungsrat die

Meinung teilen, dass bei einer
Aufnahme der Guantánamo-In-
sassen ein mit grosser Wahr-
scheinlichkeit später folgender
Familiennachzug die Angele-
genheit noch unlösbarer ma-
chen würde?
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Unsozial bis auf die Knochen!
bb. Alfred Heer, Nationalrat und
Kantonalpräsident der Zürcher
SVP, verlangt in Bern mit einer
Motion die Abschaffung des Kran-
kenkassen-Obligatoriums. Die Fol-
ge davon wäre nicht etwa eine  
Kos teneinsparung, sondern: Viele
Familien und Einzelpersonen wür-
den sich nicht mehr bei einer
Krankenkasse versichern lassen,
da das Geld knapp – oder gar nicht

mehr vorhanden ist (gerade in der
heutigen Rezession!). Ohne Kran-
kenkassenschutz müssten dann im
Bedarfsfall die Kantone die Arzt-
und/oder Pflegekosten direkt über-
nehmen oder aber die Dienstleis -
tungserbringer bekommen ganz
einfach einen Verlustschein!
«Herr Heer, wen vertreten Sie
 eigentlich? Normalverdiener oder
nur Millionäre?»

Kanton Aargau
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EU-Zuwanderungs-Ventilklausel:

Bundesrat wortbrüchig!
zusehen. Die Schweiz muss die
Einwanderung schon an der Lan-
desgrenze regulieren und begren-
zen können. Mit der Anrufung der
Ventilklausel hätte die Landesre-
gierung ein wichtiges Zeichen set-
zen können, insbesondere weil
dem Volk während des Abstim-
mungskampfes hoch und heilig
versprochen wurde, dass diese Re-
gelung in wirtschaftlich schwieri-
gen Zeiten die negativen Folgen
der Zuwanderung auf unseren Ar-
beitsmarkt und in unsere Sozial-
werke bremsen könnte. Offensicht-
lich steht aber die heimattreue SD
als einzige Partei konsequent und
geschlossen für die Interessen der
einheimischen Arbeitnehmer ein. 

Bernhard Hess, e. Nationalrat,
SD-Geschäftsführer

Die Schweizer Demokraten (SD)
sind empört und enttäuscht darü -
ber, dass der Bundesrat trotz hoher
Einwanderungsrate aus dem EU-
Raum, steigender Arbeitslosigkeit
und vielfachen Versprechen im
Vorfeld der Abstimmung vom 8.
Februar 2009 über die Weiter-
führung der EU-Personenfreizü-
gigkeit auf die Anwendung der Zu-
wanderungs-Ventilklausel verzich-
tet. Einmal mehr ist die Regierung
somit nicht bereit, die Interessen
der eigenen Bevölkerung zu wah-
ren, was einem Kniefall vor der EU
gleichkommt. Zudem wird er mit
diesem Entscheid gegenüber den
Stimmberechtigten einmal mehr
wortbrüchig. 

Offensichtlich ist unsere Landesre-
gierung trotz weltweiter Wirt-

schaftskrise nicht gewillt, die drin-
gend notwendige Notbremse zu
ziehen, damit die unkontrollierte
Masseneinwanderung aus dem EU-
Raum, wenn auch nicht gestoppt,
so doch etwas eingedämmt werden
könnte. Nach Einschätzung der SD
sind die Voraussetzungen für die
Anwendung der Ventilklausel
längst gegeben, ist doch die EU-
Zuwanderung in die Schweiz trotz
weltweiter Wirtschaftskrise nur
unwesentlich zurückgegangen. 

Im Gegensatz zu SP und Gewerk-
schaften, welche einzig wenig er-
giebige Kontrollen bezüglich
Lohndumping und Schwarzarbeit
(auf Baustellen – nicht aber im
Dienstleistungsbereich) fordern,
wollen die SD der unkontrollierten
EU-Zuwanderung nicht tatenlos

Seit einiger Zeit zeichnen sich ge-
wisse Mitglieder des Bundesrates –
ja noch schlimmer – oft gar der
Gesamtbundesrat – dadurch aus,
dass dieser speziell im aussenpoli-
tischen Bereich von einem Fett-
näpfchen ins andere tritt. 
Der von ihm mitverursachte Ver-
trauensverlust der Schweizer Ban-
ken in aller Welt oder der Kniefall
der Aussenministerin mit Kopf-
tuch in Teheran, sind leider Tatsa-
chen. In den kommenden Wochen
und Monaten geht es um den Ent-
scheid betreffend Aufnahme von
«Guantánamo-Insassen» in die
Schweiz!

Der Bundesrat liess sich schon
 einige Dossiers von Guantánamo-
«Häftlingen» aus den USA zustel-
len und bekundet damit die Ab-
sicht – von den heute über 200
«Häftlingen» eine Anzahl zu über-
nehmen, d.h. diesen permanenten
Aufenthalt in der Schweiz zu ge-
währen, da der US-Präsident
 Obama das Gefangenenlager Gu-
antánamo auf Cuba schliessen will. 
Bekanntlich könnten etwa 50 In-
sassen von Guatánamo nicht mehr
in ihr angestammtes Heimatland
zurückkehren, da diese dort «ver-
folgt» würden. Laut US-Angaben
seien diese Leute aber unschuldig.
Somit stellen sich für die Schwei-
zer Demokraten nachfolgende Fra-
gen: 

– Weshalb wurden diese Leute
denn überhaupt so lange in
 Guantánamo festgehalten?

– Sind die US-Behörden denn
nicht selbst für diese Leute ver-
antwortlich?

– Haben nicht die USA (damalige
Bush-Administration) das Pro-
blem mit den Häftlingen verur-
sacht? 

– Müssen die US-Behörden – soll-
te eine Rückkehr der Ex-Häft-
linge in deren Heimatland nicht
(mehr) möglich sein – selbst in
den USA Gastrecht anbieten?

Die grosse Mehrheit der Bevölke-
rung ist der Meinung, dass die
Schweiz keine Insassen von Guan -
tánamo aufnehmen muss, da die
Eidgenossenschaft nicht auf diese
Weise in internationale Konflikte
verwickelt werden soll. Zudem

sind die meisten dieser Leute unse-
rer westlich orientierten Kultur
völlig fremd und auch in Bezug auf
deren Lebenseinstellung und Aus-
bildung kaum integrationsfähig.
Ein späterer mit grosser Wahr-
scheinlichkeit folgender Familien-
nachzug dieser Leute würde diese
Angelegenheit noch unlösbarer (in
unserer Heimat) machen. Die USA
können und müssen dieses selbst
verursachte Problem selbständig
lösen. Die USA benötigen hierfür
bestimmt keine «humanitäre» Un-
terstützung seitens der Schweiz!
In den USA wird der Begriff
«Selbstverantwortung» zudem seit
jeher immer gross geschrieben.
Warum jetzt nicht mehr? 

Deshalb Nein zu solch naiven aus-
senpolitischen Eskapaden des
Bundesrates mit unabsehbaren
späteren innenpolitischen Folgen!
(Siehe auch hierzu die Interpel -
lation auf Seite 15)

Folgender Resolution haben die SD-Delegierten in Reinach AG einstimmig zugestimmt:

Guantánamo-«Häftlinge» gehören
nicht in die Schweiz!

Liebe Leserinnen und Leser
Je kürzer und prägnanter Ihr 
Leserbrief ist, umso eher sehen wir
die Möglichkeit einer Publika tion. 

Ihre SD-Redaktion


